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Liebe Leserinnen 
und Leser,
was tun, wenn internationale Verhandlungen sich so festgefressen 
haben, dass kaum noch etwas vorangeht? Eine Frage, die sich 
viele stellen, aber kaum jemand hat sie bisher befriedigend be-
antworten können. Die Welthandelsorganisation WTO gehört zu 
denjenigen Organisationen, in denen kaum noch etwas vorangeht, 
weil sich die unterschiedlichen Interessenlagen gegenseitig seit 

mehr als zehn Jahren blockieren.
Dennoch geht die Liberalisierung des Welthandels und die Deregulierung der Wirtscha� 

weltweit kaum gebremst voran. O�enbar geht das auch ohne WTO. Die Protagonisten dieser 
Politik sind recht einfallsreich, wenn es darum geht, ihre Politik international durchzusetzen. 
Bilaterale Freihandelsabkommen, Investitionsschutzabkommen, Freihandelszonen � alle mit dem 
Ziel, die Globalisierung der Weltwirtscha� weiter voranzutreiben. Etwas umständlicher und 
unübersichtlicher als mit der WTO, aber aus ihrer Sicht immer noch besser als nichts.

Erstaunlich ist aber, dass die ö�entliche Diskussion darüber kaum statt�ndet, ganz im Ge-
gensatz zur WTO vor 15 Jahren. Dabei ist die Wirkung praktisch dieselbe. Seit der Finanzkrise 
2008 gilt es zwar als gesellscha�licher Mainstream, dass jetzt wieder mehr reguliert werden 
müsse, real passiert aber das Gegenteil. Einen neuen enormen Deregulierungsschub würde 
das geplante transatlantische Freihandels- und Investitionsschutzabkommen zwischen der EU 
und der USA bringen, das sogenannte TTIP. 

Aus Sicht von Umwelt und Entwicklung birgt die einseitige Priorisierung von Freihandel 
und Investitionsschutz erhebliche Risiken und Nebenwirkungen. Wenn die vielzitierte »Trans-
formation« zu einem nachhaltigen Wirtscha�ssystem, das planetarische Grenzen respektiert 
und gerechte Zugangsmöglichkeiten zu den Ressourcen für alle gewährleistet, gelingen soll � 
dann muss leider etwas mehr getan werden als einer deregulierten Wirtscha� zuzusehen, wie 
sie business as usual betreibt. Das vorliegende He� beleuchtet daher aktuelle Entwicklungen 
in der Handelspolitik in der Ho�nung, dass die gesellscha�liche Diskussion darüber wieder 
intensiviert wird und die Anliegen von Umwelt- und Entwicklungspolitik stärker Gehör �nden.

Jürgen Maier
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TTIP
Die falsche Freiheit

Die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerscha� (TTIP) dient dem 
globalen Expansionskurs der EU- und US-Konzerne. Insbesondere Sozialstan-
dards, Umwelt und Demokratie bleiben auf der Strecke.

Neue�� dauerhaft� verbindli-
che�Marktliberalisierungen für 
Investitionen, Güter und Dienst-

leistungen auf höchstem Niveau sind 
Gegenstände der TTIP-Verhandlungen. 
Wohlstand soll wachsen durch die Be-
seitigung von Zöllen, die erweiterte 
Ö�nung von ö�entlichen Bescha�ungs-
märkten, die erweiterte Ö�nung von 
Dienstleistungsmärkten, dem Abbau 
nichttarifärer Handelshemmnisse durch 
Harmonisierung und gegenseitige An-
erkennung von Standards. Investoren 

sollen mit einem extrem und einseitig 
privilegierten Investorenschutz ihre 
Macht und Dominanz stärken können.

»EU-Auto-Exporte um 150 Prozent 
steigern«
Die beteiligten Politiker werben mit 
großen Versprechungen. TTIP sei ein 
kostenloses Konjunkturprogramm, das 
erhebliche Impulse für Wachstum und 
Beschä�igung, sowohl in den USA als 
auch in Europa bringe: »500 Euro Zu-
satzeinkommen für jede Familie in der 

EU«, »119 Milliarden Euro Wirtscha�s-
wachstum pro Jahr«. Die EU-Autoin-
dustrie könne »ihre Ausfuhren in die 
USA um 150 Prozent steigern«. Dieser 
Ausblick der TTIP-Befürworter hält ei-
ner kritischen Prüfung nicht stand.� Die 
tatsächliche Bedeutung des transatlan-
tischen Handels ist zu gering, um durch 
eine Stärkung und neue Vernetzung die-
ser Austauschbeziehungen die Konjunk-
tur zu beleben. Die US-Binnenwirtscha� 
und nicht die Exportwirtscha� bestimmt 
den US-Konjunkturverlauf. Europa ist 
nur der drittwichtigste Handelspartner 
der USA. Der Anteil der EU-Exporte in 
die USA beläu� sich auf nur 6,5 Prozent 
aller europäischen Exporte. Der Anteil 
der US-Einfuhren nach Europa (EU 27) 
umfasst ebenfalls nur 4,5 Prozent aller 
Importe. Drei Fün�el des EU-Handels 
�ndet innerhalb der europäischen Gren-
zen statt. Der transatlantische Handel 
ist geprägt durch den Austausch indust-
rieller Güter. Die Einfuhrzölle auf Indus-
triegüter sind aber bereits sehr niedrig. 
Ihre kurzfristige Abscha�ung wird den 
transatlantischen Handel kaum beleben. 
Die angestrebte Angleichung von Qua-
litätsstandards, technischen Normen 
und Kennzeichnungsp�ichten dauert 
länger und hat somit auch keine kurz-
fristigen positiven Konjunkture�ekte. 
Das Versprechen von Wachstums- und 
Beschä�igungse�ekten eines transat-
lantischen Freihandelsabkommens hat 
allein das Ziel, die spezi�schen Interes-
sen großer US-amerikanischer und eu-
ropäischer Unternehmen als Allgemein-
interesse auszugeben. Tatsächlich geht 
es den bereits großen und mächtigen in 
USA und EU beheimateten Konzernen 
um die Festigung und den Ausbau ihrer 
starken Positionen im globalen Konkur-
renzkampf.

Auch große private Dienstleistungs-
unternehmen haben ein ausgeprägtes 
Interesse an einem transatlantischen 
Freihandelsabkommen. Sie wittern 
große Rendite durch die weiteren Li-
beralisierungen und Deregulierungen 
im Dienstleistungsbereich. Im Bereich 
der Finanzdienstleistungen beispiels-
weise könnten Liberalisierungen in 
Verbindung mit »standstill«-Klau-
seln, die� � wenngleich schwierigen� � 
Revisionsmöglichkeiten nach GATS-
Art. XXI aushebeln, wodurch eventuell 
stabiltätsinduzierende (Re-) Regulie-
rungen (z.B. Transaktionssteuern, Ver-
kehrs- und Handelsbeschränkungen) 
erheblich erschwert würden.
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Wasser und andere Gemeingüter 
sollen Handelsware werden
Wasser, Energie, Verkehr, Bildung und 
Gesundheit zählen zu den Sektoren, 
in denen ein Weltmarktgeschä� lockt. 
Die Allianz der ö�entlichen Wasserwirt-
scha� (AöW) warnt vor den Gefahren 
der geplanten Transatlantischen Han-
dels- und Investitionspartnerschaft 
zwischen EU und USA (TTIP). Die 
AöW sieht als Interessensvertretung 
der öffentlichen Wasserversorger, 
Abwasserbetriebe und verbandlichen 
Wasserwirtscha� die Strukturen und 
die Qualität der ö�entlichen Wasser-
versorgung, Abwasserbeseitigung und 
Gewässerunterhaltung in Deutschland 
und Europa in Gefahr. Deshalb fordert 
die AöW: Weil Wasser Gemeingut und 
keine übliche Handelsware ist, darf die 
ö�entliche Wasserwirtscha� nicht von 
einem Abkommen für Freihandel er-
fasst werden. 

Auch wenn die EU derzeit noch 
nicht alle Liberalisierungen in ihrem 
Gebiet zulässt, so bleiben außerhalb 
der EU große Optionen für Expansion 
und satte private Gewinne im Geschä� 
mit den alltäglichen Bedürfnissen aller 
Menschen. Der Preis für den Wohlstand 
der Investoren ist atypische Niedrig-
lohnbeschä�igung und die Aushöhlung 
von Sozialstandards.

Nachhaltigkeitskapitel�– Nur ein 
Feigenbla�
Die EU schlägt für das TTIP-Kapitel 
zur nachhaltigen Entwicklung der ILO- 
Declaration on Fundamental Rights 
and Principles at Work von 1998, die 
Declaration on Social Justice for a Fair 
Globalization aus dem Jahr 2006 und 
handelsbezogene Elemente der decent 
work-Agenda vor. Neben dem Verweis 
auf international anerkannte Standards, 
freiwillige Initiativen oder Corporate 
Social Responsibility-Praktiken, bleiben 
Vorschläge zur Implementierung und 
zum Monitoring allerdings wenig kon-
kret. Der Einbezug von Stakeholdern 
beziehungsweise zivilgesellscha�licher 
Akteure bleibt weitgehend auf Informa-
tions- und Anhörungsrechte begrenzt. 
Diese Absichtserklärungen für das 
Nachhaltigkeitskapitel sind nur Fei-
genblatt und ein untauglicher Versuch, 
das bisherige Fehlen von sozialen Stan-
dards mit Durchsetzungsinstrumen-
ten, Klagerechten mit Sorgfalts- und 
Ha�ungsp�ichten zu vertuschen. Auch 
der häu�ge Verweis auf die angeblich 

hohen Standards in den USA und der 
EU tragen nicht. Zwar haben die USA im 
Unterschied zum EU-Staat Deutschland 
einen gesetzlichen Mindestlohn, doch 
sind in den USA fundamentale Rechte 
auf Gewerkscha�sfreiheit im Kontrast 
zu den Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation in gra-
vierendem Umfang beschränkt. Das 
spüren seit Jahren auch die Beschäf-
tigten der US-T-Mobile, einer Tochter 
der Deutschen Telekom AG. Diese be-
kämp� in den USA das Bemühen von 
Beschä�igen zur Anerkennung ihrer 
Gewerkscha� mit massiven Einschüch-
terungen und Entlassungen. Hier zeigt 
sich die volle Wahrheit von Konzernen, 
die in Deutschland mit dicken Nach-
haltigkeitsberichten um ein schickes 
Image buhlen.

Das wahre und sozial unverantwort-
liche Interesse an billiger und recht-
loser Arbeit zeigte sich in den letzten 
Jahren am millionenfachen Leid von 
Arbeiterinnen und Arbeitern in Bang-
ladesch, Pakistan, China und anderen 
Ländern in der globalen Lieferkette 
der Konsummarken und Händler aus 
der EU und den USA. Dort wird für 
Hungerlöhne über 70 Stunden in der 
Woche geschu�et. Tausende verloren 
bei Bränden und Fabrikeinstürzen ihre 
Leben oder trugen schwere Schäden 
für ihre Gesundheit davon. Das TTIP 
wird Drittländern im transatlantischen 
Markt keine Vorteile einräumen. Damit 
verschlechtern sich ihre Absatzchan-
cen auf diesem Markt. Das ist gewollt. 
Wollen Drittländer ihre Marktanteile 
halten, so müssen sie sich kün�ig den 
neuen bilateral bestimmten Regeln 
beugen und den bestehenden Lohn-
unterbietungskampf verschärfen. 

Auch ver.di formuliert Forderungen 
für eine andere Handelspolitik
Die Gewerkscha� ver.di hat bereits vor 
der Mandatsvereinbarung der EU die 
Bundeskanzlerin und Ministerpräsiden-
ten der Bundesländer auf die Einwän-
de und Forderungen ihrer Mitglieder 
hingewiesen: »Die Verfahrensweisen, 
die Transparenz des Verhandlungspro-
zesses und die zentralen Inhalte sollten 
anders gestaltet werden, als dies bei 
bisherigen Abkommen der EU der Fall 
war. Damit ein transatlantisches Abkom-
men eine positive Wirkung entfalten 
kann, müssen die Parlamente und die 
Zivilgesellscha� an den Verhandlungen 
beteiligt werden. Soziale und ökologi-

sche Zielsetzungen sollten gleichrangig 
neben wirtscha�lichen Interessen ver-
ankert werden: Das Abkommen muss 
klare, verbindliche und durchsetzbare 
Regelungen zum Schutz und Ausbau 
von Arbeitnehmerrechten, zum Daten- 
und Verbraucherschutz sowie von So-
zial- und Umweltstandards beinhalten. 
Große Sorgen bereitet uns in diesem 
Zusammenhang der Sachverhalt, dass 
die USA bis heute lediglich zwei von 
acht ILO-Mindestarbeitsnormen rati�-
ziert haben. Die Berücksichtigung öko-
logischer und sozialer Standards bei 
der ö�entlichen Au�ragsvergabe darf 
durch das Abkommen nicht unterlau-
fen werden. Das Abkommen darf nicht 
zu einer Liberalisierung oder Privati-
sierung ö�entlicher Dienstleistungen 
führen oder deren Regulierung behin-
dern. Es sollten keine Regelungen zum 
Investitionsschutz enthalten sein, die 
zu einer Beeinträchtigung von Arbeit-
nehmerrechten führen könnten, oder 
die staatlichen Handlungsspielräume 
beschränken, um sinnvolle Regelungen 
im Interesse der eigenen Bevölkerung 
zu tre�en. Das Abkommen muss die 
UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der Vielfalt kulturel-
ler Ausdrucksformen beachten, deshalb 
müssen alle kulturellen Bereiche aus 
dem Anwendungsbereich explizit aus-
genommen werden.«

 

 

 

  Uwe Wötzel 

Der Autor arbeitet seit 2001 als 
Gewerkscha�ssekretär im Bereich Politik 
und Planung der ver.di-Bundesverwaltung 
auch zu Fragen der Handelspolitik und 
Unternehmensverantwortung.

1	 Neue Untersuchung des Instituts für 
Makoökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK): Außenhandel der USA: Europa hat als 
Partner an Bedeutung verloren (16.07.2013) 
http://www.boeckler.de/2728_43696.htm
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TTIP-Verhandlungen 
haben begonnen
EU macht Druck

Vom 8. bis 12. Juli fand in Washington die erste Verhandlungsrunde zwischen der 
EU-Kommission und der US-Regierung über das Transatlantische Freihandels- 
und Investitionsabkommen (Transatlantic Trade and Investment Partnership�– 
TTIP) statt. Die Kommission bezeichnete die erste Verhandlungsrunde als »sehr 
produktiv« und stellte befriedigt fest »es hat sich bestätigt, dass beide Seiten 
ein hohes Ambitionsniveau haben«. Bei näherem Hinsehen kann man jedoch 
konstatieren, dass das hohe Ambitionsniveau vor allem bei der EU liegt und die 
USA in den meisten Bereichen eher defensiv agieren. 

A lle� Themenbereiche� der�
Regulierungs-Harmonisierung 
wurden angesprochen. Im Be-

reich »Inländerbehandlung und Markt-
zugang« (National Treatment and Mar-
ket Access, NTMA) sollen bereits bei 
der nächsten Verhandlungsrunde im 
Oktober erste Textvorschläge beider 
Seiten diskutiert werden. 

Mehr Macht den Konzernen?
Der Investitionsbereich war ebenfalls 
Gegenstand ausführlicher Gespräche, 
wobei es nicht um das »ob« eines In-
vestitionsschutzkapitels ging. Vielmehr 
wurden die gegenseitigen Vorstelllun-
gen ausgetauscht, wie es aussehen 
soll, wie umfassend es sein soll und so 
weiter�� die EU machte klar, dass dieses 
Kapitel für sie von zentraler Bedeutung 

ist. Investoren sollen Staaten verklagen 
können, was sie zwar vor der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in jedem norma-
len Rechtsstaat ohnehin können. Aber 
mit dem TTIP soll (wie in anderen In-
vestitionsschutzabkommen auch) die-
ser normale Rechtsweg für Investoren 
nicht mehr nötig sein, sondern es wird 
eine Sondergerichtsbarkeit gescha�en, 
für die zentrale Prinzipien des Rechts-
staats nicht gelten: nichtö�entliche 
Verfahren mit Geheimhaltungsp�icht, 
keine Revisionsmöglichkeit, und vor 
allem wird dabei die P�icht von Poli-
tik und Verwaltung negiert, eine Gü-
terabwägung zwischen ö�entlichem 
Interesse und privatem Interesse des 
Investors zu machen. Hinzu kommt: aus-
ländische Investoren erhalten Sonder-
rechte, die inländischen nicht zur Ver-

fügung stehen�� sozusagen verkehrte 
Diskriminierung. Worum es geht, steht 
in Artikel 10 des Entwurf für das Investi-
tionsschutzkapitel des TTIP, den die EU 
für die erste Verhandlungsrunde vorge-
legt hat, klipp und klar: »progressively 
liberalising investment conditions«, also 
eine klare neoliberale Absage an sozial-
ökologische Regulierung. Für die EU ist 
Bedingung für das Abkommen, dass ein 
solches Kapitel enthalten ist. Für die 
USA war diese Verhandlungsrunde ein 
Novum: zum ersten Mal sind sie mit ei-
nem Verhandlungspartner konfrontiert, 
der noch mehr Rechte für Investoren 
gegen den Gaststaat verlangt als sie 
selbst. Diese extrem o�ensive Position 
der EU geht maßgeblich auf das deut-
sche Wirtscha�sministerium zurück. 

Die EU will zudem ein ganzes TTIP-
Kapitel für Finanzdienstleistungen, 
was für ein Freihandelsabkommen ein 
Novum wäre. Die USA sehen dieses 
Ansinnen eher skeptisch und sind der 
Ansicht, Finanzdienstleistungen seien 
problemlos in einem Dienstleistungs-
kapitel abzudecken. Erstaunlicherweise 
ist mittlerweile das Niveau der Finanz-
markt-Regulierung in den USA höher 
als in der EU, und in den USA gibt es 
erhebliche Befürchtungen, dass das 
TTIP zu einer erneuten Deregulierung 
auf das niedrigere europäische Niveau 
führen könnte. Auch in der ersten Ver-
handlungsrunde wurde dies von den 
US-Verhandlern klar formuliert, und die 
EU musste immer wieder betonen, dass 
das nicht ihr Ziel sei. Allerdings steht 
in Artikel 8 der EU-Vorlage »No party 
may impose discriminatory Economic 
Needs Tests prior to the establishment 
of an enterprise in its territory«. Diese 
Economic Needs Tests, also Prüfungen 
auf Volkswirtscha�liche Notwendigkeit, 
werden zur Zeit als Voraussetzung für 
die Zulassung sogenannter »neuarti-
ger Finanzprodukte« diskutiert, deren 
volkswirtscha�licher Nutzen o� sehr 
zweifelha� ist. Solche Klauseln wür-
den Investoren Tür und Tor ö�nen 
für Schiedsgerichtsklagen gegen Fi-
nanzmarktregulierungs-Maßnahmen. 
Sorgen bereitet den EU-Verhandlern 
auch die amerikanische Forderung, 
dass ihre Bankenregulierungsgesetze 
extraterritorial auch für Tochternie-
derlassungen von US-Banken im Aus-
land gelten sollen. Während in der 
Ö�entlichkeit Konsens herrscht, dass 
weitere Finanzmarktliberalisierung so 
ziemlich das Letzte ist, was wir derzeit 
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brauchen�� die Agenda der EU für TTIP 
zielt aber genau darauf ab. 

EU besteht auf Marktö�nung
Schlüsselpriorität für die EU ist auch 
die Frage des »public procurement«, 
der ö�entlichen Bescha�ung. In den 
USA ist es weitaus verbreiteter als in 
Europa, dass Bundesstaaten und Kom-
munalverwaltungen Ausschreibungen 
nur für lokale oder amerikanische An-
bieter machen. Diese »buy American« 
oder »buy local« Klauseln sind der eu-
ropäischen Industrie schon lange ein 
Dorn im Auge. Wenn diese mit TTIP so 
weitgehend wie möglich ausgeräumt 
werden könnten, wäre dies eine er-
hebliche Marktö�nung. Die Frage, wa-
rum eine solche Marktö�nung eigent-
lich im ö�entlichen Interesse sein soll, 
stellte sich natürlich niemand�� sie wird 
aber in den USA sehr schwer politisch 
durchzusetzen sein, zumal es dafür auch 
verfassungsrechtliche Hürden gibt. Die 
EU-Verhandlungsdelegation kündigte 
jedenfalls an, sie werde vor der nächs-
ten Runde eine Liste erstellen mit allen 
»Buy American«-Klauseln, die sie gerne 
mit TTIP außer Kra� setzen möchte. Die 
US-Delegation sagte zu, ein Papier zu 
erstellen, welche derartigen Klauseln 
überhaupt von der Bundesebene außer 
Kra� gesetzt werden können und für 
welche zusätzliche legislative Maßnah-
men erforderlich wären. 

Im Dienstleistungsbereich machte 
die EU klar, dass sie im TTIP ein »Ambi-
tionsniveau über das GATS-Abkommen 
der WTO hinaus« haben möchte (das 
Allgemeine Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen »General Ag-
reement on Trade in Services�� GATS 
der Welthandelsorganisation WTO), 
was die USA eher skeptisch sehen. Kla-
re Marktö�nungsabsichten hat die EU 
vor allem beim Schi�s- und Flugverkehr, 
bei dem es in den USA zahlreiche Be-
schränkungen für ausländische Unter-
nehmen gibt. Die US-Delegation war in 
diesen Fragen ausgesprochen zurück-
haltend und verwies auf einen von 158 
Kongressabgeordneten unterschriebe-
nen Brief, in dem vor Zugeständnissen 
beim Flugverkehr gewarnt wird. 

ACTA durch die Hintertür?
Ein wichtiges Kapitel wird das zu Geis-
tigen Eigentumsrechten, und hier ist of-
fensichtlich, dass die wesentlichen Ziele 
des am ö�entlichen Gegenwind ge-
scheiterten ACTA-Abkommens durch 

TTIP erneut auf den Verhandlungstisch 
kommen. Angesichts der Komplexität 
des Themas wurde vereinbart, auch 
zwischen den o�ziellen Verhandlungs-
runden Videokonferenzen abzuhalten, 
damit dieses Kapitel vorankommt. 
Vereinbart wurde bereits, dass man 
auch über gemeinsame Rechtsdurch-
setzung in Drittländern sprechen will, 
ferner über die widerrechtliche An-
eignung von Geschä�sgeheimnissen 
durch Drittländer. Abwehr von Wirt-
scha�sspionage also�� dabei haben wir 
doch in den letzten Monaten gelernt, 
dass die Geheimdienste der USA und 
Großbritanniens selber die weltweit 
größten Wirtscha�sspionagebetriebe 
sind. Beide Seiten präsentierten um-
fangreiche Listen ihrer Interessen, so 
wollen die USA beispielsweise die ihrer 
Ansicht nach laxe Rechtsdurchsetzung 
in vielen EU-Mitgliedsstaaten beim 
Urheberrecht angehen, oder die EU-
Praxis beenden, dass bei der Pharma-
Zulassung so viele Informationen über 
ein neues Medikament ö�entlich ge-
macht werden müssen. Die EU will die 
Reichweite der GEMA bis in die USA 
verlängern und die Patentrechte für 
Saatgut in den USA verschärfen. Man 
kann eigentlich sagen, alle diese langen 
Listen bringen für die Verbraucher nur 
Verschlechterungen, aber Partikularin-
teressen bestimmter Branchen werden 
bestens bedient. Dass das TTIP durch 
zusätzliche attraktive legale Angebote 
mit gutem Preis-Leistungs-Verhältnis 
Urheberrechtsverletzungen wie etwa 
Piraten-Downloads nicht mehr so inte-
ressant machen könnte, steht o�enbar 
nicht auf der Agenda. Die Amerikaner 
verwiesen daher schon mal vorsorglich 
darauf, dass die Obama-Administration 
das alles durchaus wolle, aber in wel-
chem Umfang diese Vorstellungen im 
Kongress eine Mehrheit erhielten, sei 
unsicher. ̃ hnliche Aussagen brauchten 
die Europäer nicht zu machen, da euro-
päische Parlamentarier zu derart selb-
ständigem Verhalten nur selten neigen. 

Die EU hat außerdem deutlich ge-
macht, dass sie erhebliche Interessen 
bei der Frage der geogra�schen Her-
kun�sbezeichnungen hat, und dem 
Übereinkommen über handelsbezoge-
ne Aspekte der Rechte am geistigen 
Eigentum der WTO (Agreement on 
Trade-Related Aspects of Intellectual 
Property Rights � TRIPS) vergleichbare 
Durchsetzungsmechanismen dafür ver-
langt. Die US-Verhandler signalisierten 

die Bereitscha� zum Entgegenkommen, 
merkten aber an, dass aus Gründen der 
Optik auch die EU hier irgendwelche 
Zugeständnisse machen müsse, die die 
Amerikaner aber noch nicht benennen 
konnten. Für die 2. Verhandlungsrunde 
wurde vereinbart, die gegenseitigen 
Interessenlagen genauer zu konkreti-
sieren. 

Regulierung: die EU legte dar, dass 
sie in vier Bereichen Interesse hat. Dies 
sind die grundlegenden Querschnitts-
fragen, TBT (technical barriers to 
trade), branchenspezi�sche sektorale 
Bereiche sowie SPS (sanitäre und phy-
tosanitäre Standards im Lebensmittel- 
und P�anzenschutzbereich). Hierbei 
handelt es sich vermutlich um einen 
der schwierigsten Verhandlungsberei-
che, und die EU stellte dar, dass man 
hierbei »kreativ« vorgehen müsse und 
die Regulierungsbehörden beider Sei-
ten eng beteiligen müsse. Amerikaner 
und Europäer waren sich einig, dass 
man die Unterstützung der politischen 
Entscheidungsträger in dieser Frage 
sicherstellen müsse. Die Amerikaner 
erklärten ihre Absicht, die regulatori-
sche Harmonisierung durch TTIP zu 
einem »Gold Standard« für die ganze 
WTO zu machen. 

Transparenz? Fehlanzeige!
Der Verweis der EU, man müsse durch 
einen transparenten Verhandlungspro-
zess breite Unterstützung aller »Stake-
holder« sicherstellen, bezog sich ver-
mutlich nur auf die Stakeholder in der 
Wirtscha�. Auf eine Informationsfrei-
heits-Anfrage der wirtscha�skritischen 
NGO Corporate Europe Observatory 
musste die Kommission kürzlich einräu-
men: von den 130 Gesprächsrunden, die 
im Vorfeld der ersten Verhandlungsrun-
de stattfanden, waren 119 mit Industrie-
verbänden und Firmenlobbyisten und 
nur elf mit zivilgesellscha�lichen Inte-
ressenvertretern. 

Bei der Diskussion der einzelnen 
Aspekte von Regulierung wurde deut-
lich, dass es noch beträchtlichen Infor-
mationsbedarf gibt über die Details 
des jeweiligen Regulierungsprozesses 
der anderen Seite. Auch hier wurden 
deshalb Videokonferenzen vereinbart, 
die zwischen den nächsten Verhand-
lungsrunden statt�nden sollen. Bei 
der zweiten Verhandlungsrunde im 
Oktober sollen die ersten Grundele-
mente eines Kapitels über horizontale 
Regulierungsfragen diskutiert werden. 
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eines Kapitels über regulatorische Har-
monisierung vorzulegen. 

Bei TBT lag nur ein Positionspapier 
der EU vor, die Amerikaner wollen ih-
res erst zur zweiten Verhandlungsrunde 
im Oktober vorlegen. Es wurde rasch 
deutlich, dass in dieser Frage nicht nur 
erhebliche Unterschiede im Status Quo 
bestehen, sondern auch große Di�e-
renzen in den politischen Zielen. Ver-
einbart wurde nur, diejenigen Fragen 
zu identi�zieren, bei denen man durch 
informellen Austausch Informationsde-
�zite und Interessengegensätze besser 
herausarbeiten könne. 

Vorsorgeprinzip in Gefahr
Im SPS-Bereich haben o�enbar die 
Amerikaner die größeren Ambitio-
nen� � kein Wunder, hier sind die für 
die ö�entliche Akzeptanz in Europa 
so schwierigen Fragen wie Chlorhühn-
chen, Hormon�eisch und Gentechnik 
angesiedelt. Sie sehen völlig zu Recht 
einen engen Zusammenhang zum Ag-
rarmarktzugang, und wollen die aus 
ihrer Sicht überzogenen EU-Regeln 
aufweichen, allen voran das von ihnen 
abgelehnte Vorsorgeprinzip. In der wol-
kigen Sprache der Handelspolitik heisst 
das dann so: Die Amerikaner wollen vor 
allem »risk-based approaches through 
operational disciplines such as increa-
sed transparency in risk assessment, risk 
management, and risk communication« 
stärken und einen SPS-Ausschuss ein-
richten. Dieser würde dann vermutlich 
anstelle der heutigen demokratisch legi-
timierten Gremien über das Lebensmit-
telrecht entscheiden. Europäische Poli-
tiker betonen zwar ö�entlich gerne, die 
europäischen Lebensmittelstandards 
stünden nicht zur Disposition� � aller-
dings hat die EU-Verhandlungsdele-
gation bereits in der ersten Verhand-
lungsrunde die Aussagen getro�en, 
dass dieses amerikanische Interesse im 
Wesentlichen von ihnen geteilt werde, 
man teilweise noch darüber hinaus ge-
hen wolle und man sich ebenfalls einen 
»e�ektiven« SPS-Ausschuss vorstelle. 
Vereinbart wurde, dass beide Seiten 
ihre Vorstellungen schri�lich �xieren 
und über diese Texte bei der nächsten 
Runde sprechen werde. 

Wohin das führen wird, konnte man 
bereits im Februar in Brüssel sehen: un-
ter massivem Druck der USA stimmte 
das Europaparlament dem Vorschlag 
der Kommission zu, dass kün�ig US-

Rind�eisch, das mit Milchsäure behan-
delt wurde, importiert werden darf. 
Damit wird es haltbarer gemacht, und 
hygienische Missstände können bes-
ser kaschiert werden. Hauptargument 
der Kommission: Die USA hätten sig-
nalisiert, dass bei einer Ablehnung das 
ganze TTIP in Gefahr sei. Die Frage, ob 
diese Milchsäurebehandlung gut für die 
Verbraucher ist oder nicht, war für das 
EP nur zweitrangig. 

Ein zentrales Verhandlungsthema für 
Europa�� und insbesondere Deutsch-
land�� sind natürlich Autos. Die EU prä-
sentierte ein detailliertes Papier mit 
ihren Zielen, die Amerikaner hatten 
dazu nur eine Reihe Fragen. Die sollen 
allesamt bis zur nächsten Runde beant-
wortet werden; die EU rechnet damit 
dass die Amerikaner noch mehr Fragen 
stellen werden. Bei Chemikalien waren 
sich alle Beteiligten einig, dass die exis-
tierenden Zulassungsverfahren beider 
Seiten nicht gleichwertig sind. Nur die 
EU präsentierte ein »non-paper«. Deut-
lich wurde, dass die existierenden Zu-
lassungsverfahren beider Seiten nicht 
in Frage gestellt werden, sondern 
innerhalb ihres Rahmens bessere Ko-
operation und Informationsaustausch 
angestrebt werden. In den USA gibt es 
zusätzlich auf der Ebene der Bundes-
staaten regulatorische Kompetenzen�� 
die EU möchte, dass die US-Regierung 
die Europäer über alle derartigen Akti-
vitäten informiere, weil sie selber damit 
überfordert sei. 

Im Pharmasektor präsentierte die 
EU bereits ein weitgehend detaillier-
tes »non-paper«, mit dem Fokus auf 
Harmonisierung des Zulassungs- und 
Regulierungsprozesses, das die USA 
zur Kenntnis nahmen. Die amerikani-
sche Seite ist noch nicht so weit, aber 
sie seien im Großen und Ganzen auf 
derselben Linie. Allerdings müssen sie 
die Vorschläge ihrer Industrie noch aus-
werten, ebenso wie die europäischen 
non-papers. Exakt genauso stellte sich 
das Bild bei Medizintechnik dar, auch 
hier sind die Amerikaner noch längst 
nicht so weit wie die Europäer. 

Bei Rohsto�en und Energie sind die 
Amerikaner sogar der Meinung, ein 
eigenes Kapitel dafür sei gar nicht not-
wendig. Die EU dagegen präsentierte 
ein Positionspapier, in dem ihre Interes-
senlage im Bereich Preisfestsetzung bei 
Energierohsto�en, Zugang zu Leitungs-
netzen und Pipelines, Abscha�ung von 
Handelsmonopolen, und Genehmi-

gungsverfahren für die Exploration 
und Förderung von Erdöl und Erdgas 
beschrieben wurde. Außerdem will die 
EU Exportbeschränkungen für Energie 
und Rohsto�e abscha�en. Die Amerika-
ner reagierten darauf mit erheblicher 
Zurückhaltung, die Europäer wollen 
noch detailliertere Texte zur zweiten 
Verhandlungsrunde vorlegen. 

Keine allzu großen Meinungsver-
schiedenheiten gibt es o�enbar im 
Bereich Vereinfachung der Zollforma-
litäten�� Ziel ist die Einrichtung eines 
»shared transatlantic customs environ-
ment«, welch ein Wort. Beim Kartell-
recht und der Frage der Behandlung 
von Staatsunternehmen hätte man 
erwartet, dass die USA die weiter rei-
chenden Interessen hätten. Weit ge-
fehlt, die EU präsentierte ein »concept 
paper« mit einer derart weitreichenden 
Liberalisierungsagenda, dass die ameri-
kanische Seite die Frage stellte, ob die 
EU eigentlich erwarte, dass die USA 
für TTIP ihre Verfassung ändere, in der 
Staatsbetriebe von gewissen Aspekten 
des Kartellrechts freigestellt sind. Hier 
gibt es o�ensichtlich noch erhebliche 
Di�erenzen. 

Eine eher entspannte Diskussion war 
das Kapitel über »Sustainable Develop-
ment«; beide Seiten präsentierten ihre 
aktuelle innenpolitische Herangehens-
weise und man verabredete, dass zur 
nächsten Sitzung Hintergrundpapiere 
erstellt werden. ˜hnlich unkontrovers 
ging es bei der Frage zu, ob man ein 
Kapitel über »kleinere und mittlere Un-
ternehmen« einfügen sollte. Die EU soll 
zur nächsten Runde ein Papier vorle-
gen; verhandeln will man aber erst in 
der dritten Runde. 

Die nächste Verhandlungsrunde ist 
für den 7. bis 12. Oktober in Brüssel an-
gesetzt, die dritte vom 16. bis 21. Dezem-
ber in Washington. 

 

 

 

  Jürgen Maier

Der Autor ist Geschä�sführer des Forums 
Umwelt und Entwicklung.
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Entschließung des Bundesrates zur 
Aufnahme von Verhandlungen zwischen der 
EU und den USA über ein transatlantisches 
Handels-und Investitionsabkommen (TTIP)

Da es sich bei dem Transatlantische Handels- und Investitionsabkommen TTIP 
um ein so genanntes »gemischtes Abkommen« handelt, muss es sowohl vom 
Bundestag als auch vom Bundesrat rati�ziert werden. Am 7. Juni 2013 wurde im 
Bundesrat über die Aufnahme der Verhandlungen zwischen der EU und der USA 
beraten und folgender Entschluss gefasst�:

Der�Bundesrat�möge�die Ent-
schließung in der nachfolgen-
den Fassung beschließen:

��  Der Bundesrat begrüßt die Verein-
barung zwischen der EU und den USA, 
Verhandlungen über ein transatlanti-
sches Freihandelsabkommen zeitnah 
zu beginnen. Der Bundesrat betrach-
tet ein transatlantisches Freihandels-
abkommen als Chance, der derzeiti-
gen Wirtscha�s- und Finanzkrise und 
der hohen Arbeitslosigkeit in einigen 
Mitgliedstaaten der EU mit einer ge-
meinsamen transatlantischen Agenda 
im Bereich der nachhaltigen Wettbe-
werbsförderung zu begegnen.

��   Der Bundesrat erkennt erhebliche 
Chancen für die europäische wie auch 
für die US-amerikanische Wirtscha� 
und befürwortet, dass durch ein sol-
ches Abkommen qualitative Arbeits-
plätze gescha�en werden sollen und 
der Wohlstand auf beiden Seiten des 
Atlantiks gemehrt werden soll. Dies 
betri� nach Au�assung des Bundes-
rates die Chancen in einer Vielzahl von 
Marktsegmenten für einen einfacheren 
Marktzugang, den Abbau nichttarifärer 
Handelshemmnisse, den Zollabbau und 
die Harmonisierung industrieller Nor-
men. Für Unternehmen liegt ein erheb-
liches Potential in der Generierung neu-
er Handelsanreize sowie in 
der Möglichkeit, Kosten einzusparen.

��  Der Bundesrat fordert die Bun-
desregierung auf, sicherzustellen, 
dass ein besonderes Augenmerk auf 
die Errungenscha�en in der Europä-
ischen Union im Bereich der Sozial-, 
Umwelt-, Lebensmittel-, Gesundheits-
und Datenschutz-standards sowie der 
Verbraucherrechte gelegt wird. In den 
Verhandlungen soll darauf hingewirkt 

werden, weitere Verbesserungen für 
die Partner in diesem Bereich zu er-
möglichen. Der Bundesrat verweist in 
diesem Zusammenhang auch auf den 
»acquis communautaire« der EU im 
Bereich der Produkt-sicherheit, des 
Umweltschutzes, des Gesundheits-und 
Tierschutzes sowie der ILO-Standards 
und des Arbeitsschutzes. Das Vorsorge-
prinzip darf in den Verhandlungen nicht 
abgeschwächt werden. Um ein höchst-
mögliches Schutz-niveau für europäi-
sche und amerikanische Verbrauche-
rinnen und Verbraucher zu erreichen 
und zu sichern, sollte der jeweils hö-
herwertige Standard des Partnerlandes 
übernommen bzw. anerkannt werden.

��  Der Bundesrat fordert die Bundes-
regierung auf, sicherzustellen, dass für 
den Agrarsektor in den Verhandlungen 
und im Mandatstext besondere Rege-
lungen vorgesehen werden. Aus gutem 
Grund haben sich die EU und die Mit-
gliedstaaten entschieden, in Europa 
bestimmte Produkte nicht zuzulassen 
und entsprechende Importverbote er-
lassen. Dies betri� vor allem Produk-
te, die nicht der EU-Kennzeichnungs-
richtlinie entsprechen, GVO-Produkte 
(Produkte, die aus gentechnisch ver-
änderten Organismen bestehen oder 
daraus hergestellt werden), Tiere, die 
mit Wachstumshormonen behandelt 
wurden, und das Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln von geklonten Tieren. 
Gleiches gilt für Lebensmittel, die mit 
Substanzen behandelt wurden, die in 
der EU verboten sind.

��  Die Bundesregierung wird aufge-
fordert, darauf zu dringen, dass in den 
Verhandlungen über Investitionsregeln 
auf einen Interessenausgleich geachtet 
und das bereits erreichte hohe Niveau 
des Rechtsschutzes in Europa berück-

sichtigt wird. Bei den Verhandlungen 
muss weiter sichergestellt werden, 
dass rechtlich gesicherte Freiheiten 
im Internet nicht eingeschränkt wer-
den. Hinsichtlich der Patentrechte 
bei P�anzen und Tieren muss sich die 
Bundesregierung für die im interfrakti-
onellen Beschluss der Regierungs-und 
Oppositionsfraktionen des Deutschen 
Bundestages genannten Forderungen 
(BT-Drucksachen17/8344 und 17/8614) 
sowohl im Verhandlungsmandat als 
auch im Verlauf der Verhandlungen 
einsetzen. 

��   Der Bundesrat weist darauf hin, 
dass für den Bereich der Dienstleistun-
gen das multilaterale GATS-Abkommen 
bereits vielfältige Verp�ichtungen zur 
Liberalisierung enthält. Insbesondere 
für die gemischt-�nanzierten Bildungs-
dienst-leistungen hält er daher weitere 
Liberalisierungsschritte nicht für erfor-
derlich.

��   Der Bundesrat bekrä�igt, dass 
die EU-Institutionen im Rahmen der 
gemein-samen Handelspolitik die Be-
fugnis besitzen, für die EU-Handels-
abkommen mit anderen Ländern und 
Regionen auszuhandeln, abzuschließen 
und umzusetzen. Der Bundesrat betont 
zugleich, dass Abkommen, die nicht nur 
Zuständigkeiten der EU, sondern auch 
solche der Mitgliedstaaten betre�en, 
auch die Zustimmung der Mitglied-
staaten und je nach nationalem Verfas-
sungsrecht auch die der jeweiligen nati-
onalen Parlamentskammern erfordern.

��   Angesichts der Ankündigungen 
von EU-und US-Entscheidungsträgern, 
das beabsichtigte Freihandelsabkom-
men inhaltlich sehr weit zu fassen, weist 
der Bundesrat vorsorglich auf seine ver-
fassungsrechtlichen Kompetenzen hin.

��   Der Bundesrat fordert angesichts 
der Tragweite und Bedeutung des zu 
verhandelnden Abkommens die Bun-
desregierung auf, sich für die Veröf-
fentlichung der Verhandlungsmandate 
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Welche Ziele verfolgt die EU bei den 
Verhandlungen um das TTIP?�

Was sich die EU-Kommission von dem 
transatlantischen Abkommen verspricht

Das� Handels�� und� Investiti-
onsau�ommen zwischen der 
EU und den USA soll durch die

Mobilisierung der ungenutzten Poten-
ziale des transatlantischen Marktes 
gesteigert werden. Das Abkommen 
soll für Beschä�igung und Wachstum 
sorgen, indem es den Zugang zum 
US-amerikanischen Markt erleichtert, 
die Kompatibilität der Regulierungs-
maßnahmen der EU und den USA ver-
bessert und den Weg zur Festlegung 
globaler Normen ebnet. Sollte ein 
derart ehrgeiziges Abkommen zustan-
de kommen und vollumfänglich ange-
wandt werden, wird das Einkommen 
eines durchschnittlichen europäischen 
Haushalts pro Jahr voraussichtlich um 
545 EUR steigen. Außerdem dür�e 
das Bruttoinlandsprodukt der gesam-
ten EU um beachtliche 0,5 Prozent bis 
1 Prozent (immerhin 119 Milliarden EUR) 
zulegen.

Ganz konkret geht es darum, Zölle 
abzuscha�en und andere Beschränkun-
gen des Warenhandels aufzuheben. 
Weitere Ziele sind die Liberalisierung 
kommerzieller Dienstleistungen, ferner 
ein optimaler Schutz und größtmögli-
che Sicherheit und Wettbewerbs-
gleichheit für europäische Investoren 
in den USA sowie ein besserer Zugang 
zu ö�entlichen Au�rägen der USA. 

Die Beseitigung unnötiger Regulie-
rungsau�agen im Handel ist eines der 
Kernthemen für die EU, ebenso der 
stärkere Schutz europäischer geogra-
�scher Angaben, die Erleichterung der 
Zollformalitäten und die Wettbewerbs-
regeln.

Die nachhaltige Entwicklung wird 
ein übergeordnetes Ziel sein. Wir wol-
len sicherstellen, dass das Abkommen 
im Einklang mit internationalen Um-
welt- und Arbeitsübereinkün�en und 
-normen steht und Umwelt, Arbeit-
nehmer und Verbraucher auf hohem 
Niveau schützt. Wir werden Handel 
und Investitionen nicht ankurbeln, in-
dem wir die betre�enden Standards 
absenken.

Welcher wirtscha�liche Nutzen wird 
erwartet?
Eine ambitionierte und umfassende 
transatlantische Handels- und Inves-
titionspartnerscha� (THIP) könnte, 
wenn das Abkommen erst einmal in 
vollem Umfang angewandt wird, der 
EU erhebliche wirtscha�liche Vorteile 
bringen (jährlich 119 Milliarden Euro), 
ebenso den USA (jährlich 95 Milliar-
den Euro). Die Vorteile für die EU und 
die USA würden nicht zu Lasten der 
übrigen Welt gehen. Im Gegenteil, die 
Liberalisierung des Handels zwischen 

der EU und den USA dür�e sich welt-
weit positiv auf den Handel und die Ein-
kommen auswirken, weil das BIP in der 
übrigen Welt dadurch um nahezu 100 
Milliarden Euro zulegen könnte. Ein Teil 
der verringerten Handelskosten wird 
auch anderen Partnern zugute kom-
men, da die EU und die USA kün�ig 
gemeinsam darauf hinarbeiten können, 
ihre Handelsregeln zu verbessern und 
ihre Regelungssysteme aneinander an-
zugleichen. Aufgrund des wirtscha�li-
chen Gewichts der EU und der USA 
werden auch ihre Partner bestrebt 
sein, sich den neuen transatlantischen 
Standards anzunähern. Davon pro�-
tiert möglicherweise auch die immer 
stärker ver�ochtene Weltwirtscha�, 
insbesondere weil die globalen Wert-
schöpfungsketten zunehmend komple-
xer werden.

Wird die EU ihre hohen Standards 
für dieses Handelsübereinkommen 
opfern müssen?
Nein, auf keinen Fall. Oberste Priorität 
unserer Handels- und Investitionsver-
handlungen ist es stets, für die Gesell-
scha�, die Bürger und die Unterneh-
men nachhaltige Vorteile zu erzielen. 
Dies gilt auch für die Verhandlungen 
mit den USA.

Daher muss bei allen etwaigen wirt-
scha�lichen Vorteilen des Abkommens 
gewährleistet sein, dass unsere hohen 
Standards in den Bereichen Umwelt, 
Gesundheit und Sicherheit, Schutz der 

sowie eine transparente Verhandlungs-
führung ein-zusetzen.

���   Der Bundesrat ru� die Bundes-
regierung dazu auf, die Länder in re-
gelmäßigen Abständen zum Fortgang 
der Beratungen im handelspolitischen 
Ausschuss der EU umfassend und kon-
tinuierlich zu informieren, insbesondere 
im Hinblick auf die möglicherweise tan-
gierten Länderkompetenzen und die im 
Falle eines Inkra�tretens möglicherwei-
se umzusetzenden Rechtsvorschri�en. 
Der Bundesrat verweist diesbezüglich 

auf die Verp�ichtungen, die für die 
Bundesregierung aus dem Lindauer 
Abkommen erwachsen.

Übrigens: Wenige Tage zuvor hatte 
Bundeswirtschaftsminister Philipp 
Rösler bei seinem Besuch in Washing-
ton unterstrichen, dass nicht einzel-
ne Bereiche ausgeklammert werden 
dür�en sondern alles miteinbezogen 
werden müsse. Es bleibt abzuwarten, 
wie das mit obigen Entschließungen 
des Bundesrats vereinbar ist. Was die 
Bundesregierung von der Bundesrats-

Entschließung hält, machte sie wenige 
Tage später deutlich: Wirtscha�sminis-
ter Rösler twitterte am 12.Juni »BReg 
hat heute umfassenden #EU-Mandat f 
#Freihandelsabkommen mit USA zuge-
stimmt, ohne Vorbehalte jetzt«. 

1	 Bundesrat Drucksache 464/1/13 
07.06.13 Vertrieb: Bundesanzeiger 
Verlagsgesellscha� mbH, Postfach 10 05 34, 
50445 Köln Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax 
(02 21) 97 66 83 44, www.betri�-gesetze.de 
ISSN 0720-2946.
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Privatsphäre sowie Rechte der Arbeit-
nehmer und der Verbraucher gewahrt 
bleiben. Unsere hohen Schutzniveaus 
sind nicht verhandelbar. Fortschritte 
bei der Verbesserung der Handels- 
und Investitionsbedingungen werden 
nicht auf Kosten unserer Grundwerte 
gehen. Außerdem darf dadurch keines-
falls unser Recht beschnitten werden, 
Regelungen so zu gestalten, wie es uns 
angemessen erscheint.

Was sind die wichtigsten Punkte des 
Mandats?
In den Verhandlungsrichtlinien wur-
den die Themen und Zielvorgaben in 
groben Zügen festgelegt. Das Mandat 
stellt im Wesentlichen auf drei Kernbe-
reiche ab: Marktzugang, Konvergenz 
im Regulierungsbereich sowie Han-
delsregeln, mit denen die globalen 
Herausforderungen bewältigt werden 
können.

1) Marktzugang
Zölle:  Ziel des Abkommens ist es, die 
Zölle im transatlantischen Handel mit 
industriellen und landwirtscha�lichen 
Erzeugnissen möglichst vollständig 
abzubauen, wobei die sensibelsten 
Erzeugnisse gesondert zu behandeln 
sind. Die Zollschranken im transatlan-
tischen Handel sind derzeit mit durch-
schnittlich 5,2 Prozent für die EU und 
3,5 Prozent für die USA (WTO-Schät-
zungen) vergleichsweise niedrig. An-
gesichts des erheblichen Handelsvo-
lumens zwischen der EU und den USA 
sind die durch diese Zölle verursachten 
Kosten jedoch nach wie vor nicht un-
erheblich.

Ursprungsregeln:  Angestrebt wird 
eine Annäherung der Standpunkte der 
EU und der USA in der Frage der Ur-
sprungsregeln, um dadurch den Han-
del zu erleichtern und gleichzeitig den 
Interessen der Hersteller aus der EU 
Rechnung zu tragen.

Handelspolitische Schutzmaßnah-
men: Die EU möchte einen regelmä-
ßigen Dialog über Antidumping- und 
Antisubventionsmaßnahmen mit den 
USA aufnehmen, ohne auf ihr Recht zu 
verzichten, von derartigen Maßnahmen 
im Rahmen der einschlägigen WTO-
Regeln Gebrauch zu machen.

Dienstleistungen: Beide Seiten sollten 
ihre Dienstleistungssektoren zumindest 

so weit ö�nen, wie sie es im Rahmen 
anderer Handelsabkommen bereits 
getan haben. Gleichzeitig streben sie 
an, ihre Dienstleistungsmärkte in neuen 
Bereichen, etwa dem Verkehrswesen, 
zu ö�nen. Darüber hinaus möchte die 
EU sicherstellen, dass europäische 
Berufsquali�kationen jenseits des At-
lantiks anerkannt werden können und 
dass Unternehmen aus der EU und ihre 
Tochtergesellscha�en sich in den USA 
unter denselben Bedingungen betäti-
gen können wie inländische Unterneh-
men. In den Kapiteln Dienstleistungen 
und Investitionen des Abkommens soll-
te zudem der Bereich der ö�entlichen 
Verwaltung unterhalb der Bundesebe-
ne angesprochen werden.

Investitionen: Es soll das höchste al-
ler Liberalisierungs- und Investitions-
schutzniveaus erreicht werden, auf die 
sich beide Seiten bisher im Rahmen 
anderer Handelsabkommen verständigt 
haben. Die EU wird auf den bisherigen 
Erfahrungen der Mitgliedstaaten mit 
ihren bilateralen Investitionsabkom-
men und den bewährten Verfahrens-
weisen in diesem Bereich au�auen. 
Sie möchte in das Abkommen auch 
Garantien zum Schutz vor Enteignung 
aufnehmen lassen, ferner Regeln für 
den freien Transfer von Geldern, billi-
ge und angemessene Behandlung und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
europäische Unternehmen, die in den 
USA investieren. Das Thema Investiti-
onsschutz, einschließlich der Beilegung 
von Investor-Staat-Streitigkeiten, wur-
de in die Verhandlungsrichtlinien auf-
genommen, die außerdem einschlägige 
Schutzbestimmungen enthalten, mit de-
nen jeglicher Missbrauch des Systems 
verhindert und das Recht auf Regulie-
rung geschützt werden sollen.

Vergabe ö�entlicher Au�räge:  25 Pro-
zent des BIP der EU und 31 Millionen 
Arbeitsplätze entfallen auf Unterneh-
men, die von ö�entlichen Au�rägen 
abhängig sind. Wenn folglich deren 
Vergabe auf allen staatlichen Ebenen 
ohne Diskriminierung europäischer Un-
ternehmen erfolgt, dür�en beträchtli-
che neue Geschä�smöglichkeiten ent-
stehen. Dies bedeutet auch, dass die 
EU darauf hinarbeiten würde, dass die 
Ausschreibungsverfahren transparen-
ter gestaltet und Anforderungen hin-
sichtlich des inländischen Fertigungs-
anteils aufgehoben werden.

2) Regulierungsfragen und 
nich�arifäre H andelshemmnisse: 
stärkere Integration des 
transatlantischen Marktes
Im Regulierungsbereich versprechen 
die Handels- und Investitionsverhand-
lungen den größten Nutzen für die 
Wirtscha�. Die transatlantischen Han-
delsbeziehungen werden heute nicht 
durch die bei der Einfuhr zu entrich-
tenden Zölle am stärksten behindert, 
sondern durch die »Handelsbarrieren 
hinter den Zollgrenzen«, beispielsweise 
voneinander abweichende Sicherheits- 
oder Umweltnormen für Kra�fahrzeu-
ge. Derzeit müssen Hersteller, die ihre 
Produkte auf beiden Seiten des Atlan-
tiks verkaufen wollen, für die Geneh-
migung ihrer Erzeugnisse o� doppelt 
zahlen und unterschiedliche Verfahren 
einhalten. Mit dem angestrebten Han-
delsabkommen sollen unnötige Kosten 
und Verzögerungen für die Unterneh-
men abgebaut werden. Gleichzeitig soll 
ein hohes Maß an Gesundheits-, Ver-
braucher- und Umweltschutz sowie an 
Sicherheit gewährleistet werden.

In diesem Sinne verfolgen beide 
Seiten das Ziel, ambitionierte Vereinba-
rungen über Gesundheit und P�anzen-
schutz (Gesundheits- und Hygienenor-
men, z. B. für Lebensmittel) sowie über 
technische Handelshemmnisse auszu-
handeln. Zudem werden die Verhand-
lungsführer sich mit der Kompatibilität 
der Regulierungsau�agen in einzelnen 
Branchen befassen, dazu zählen unter 
anderem die Chemie- und die Kra�fahr-
zeugindustrie, die IKT-Branche, ferner 
die pharmazeutische

Industrie und verwandte Sparten wie 
Medizingeräte. Regulierungskonver-
genz ist nicht nur für den Warenhandel 
notwendig. Im Bereich Finanzdienstleis-
tungen sollte bei den Verhandlungen 
beispielsweise geprü� werden, ob ein 
gemeinsamer Rahmen für die aufsicht-
liche Kooperation gescha�en werden 
kann. Europäische und US-amerikani-
sche Interessenträger haben aufge-
zeigt, in welchen Bereichen die größten 
Handelshemmnisse bestehen.

Da sich nicht alle Regelungsunter-
schiede auf einmal beseitigen lassen, 
streben die beiden Seiten Rahmen-
grundsätze für ein »lebendes Abkom-
men« an, bei dem stufenweise nach 
vorab festgelegten Zielen und einem 
festen Zeitplan auf mehr Regelungs-
konvergenz hingearbeitet wird. Da-
durch lassen sich bestehende Hinder-
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auch verhindert werden, dass kün�ig 
wieder neue Hindernisse errichtet 
werden.

3) Gemeinsame Herausforderungen 
und Chancen im Welthandel des 21. 
Jahrhunderts
Angesichts der Dimension der transat-
lantischen Partnerscha� und ihres Ein-
�usses auf die globalen Handelsströme 
werden sich die Verhandlungsführer 
auch mit Bereichen befassen, die über 
den bilateralen Handel hinausgehen 
und zum Ausbau des multilateralen 
Handelssystems beitragen.

Rechte des geistigen Eigentums: So-
wohl die EU als auch die Vereinigten 
Staaten sind entschlossen, im Bereich 
des geistigen Eigentums (und seiner 
Durchsetzung) ein hohes Schutzniveau 
aufrechtzuerhalten und zu fördern. In 
Anbetracht der E�zienz ihrer jeweili-
gen Systeme wird hier keine Harmo-
nisierung angestrebt, vielmehr ist be-
absichtigt, einige spezi�sche Bereiche 
herauszugreifen, in denen Divergenzen 
abgebaut werden sollen. Auf Seiten der 
EU kommt den geogra�schen Angaben 
in diesem Zusammenhang besondere 
Bedeutung zu. Im Laufe der Verhand-
lungen wollen wir daher konkrete 
Vorstellungen über deren adäquaten 
Schutz präsentieren.

Handel und nachhaltige Entwick-
lung:  Die EU und die USA wollen im 
Bereich der sozialen und ökologischen 
Aspekte des Handels und der nachhal-
tigen Entwicklung zusammenarbeiten 
und dabei auf den Ergebnissen au�au-
en, die jede Seite bei der Aushandlung 
ihrer bereits bestehenden Handelsab-
kommen erzielt hat.

Welcher Kompromiss wurde bei 
audiovisuellen Dienstleistungen 
erzielt?
Die audiovisuellen Dienstleistungen 
werden nicht ausgeklammert. Die Eu-
ropäische Kommission hat die Interes-
senträger vor kurzem eingeladen, zur 
Zukun� der digitalen Medien Stellung 
zu nehmen. Da die Rechtsvorschri�en 
der EU in diesem Bereich noch nicht 
vollständig ausgearbeitet sind, wur-
de vereinbart, dass die audiovisuellen 
Dienstleistungen im Mandat zwar vor-
läu�g ausgespart werden, die Kommis-
sion dem Rat aber zu einem späteren 

Zeitpunkt ergänzende Verhandlungs-
richtlinien vorlegen kann.

Welche Rolle spielen die 
Mitgliedstaaten und das 
Europäische Parlament bei diesen 
Verhandlungen? Wie steht es mit der 
Zivilgesellscha�?
Die Kommission hat heute vom Rat Leit-
linien für die von ihr im Namen der EU 
zu führenden Verhandlungen erhalten. 
Unmittelbar nach deren Abschluss müs-
sen sowohl das Europäische Parlament 
als auch der Rat die Ergebnisse geneh-
migen, bevor sie für die EU verbindlich 
werden.

Dies heißt jedoch nicht, dass die 
Mitgliedstaaten und das Parlament 
bei den Verhandlungen kein Mitspra-
cherecht haben: Die Kommission wird 
regelmäßig mit den im Rat vertrete-
nen Mitgliedstaaten in Kontakt stehen 
und das Europäische Parlament über 
die Verhandlungsfortschritte auf dem 
Laufenden halten, weil diese Akteure 
die endgültige Entscheidung über das 
gesamte Abkommen tre�en. Die Kom-
mission wird außerdem mit Vertretern 
der Zivilgesellscha� über dieses

Handelsübereinkommen ganz 
transparent kommunizieren. Bei den 
Verhandlungen ist allerdings auch ein 
gewisses Maß an Vertraulichkeit im In-
teresse der Ziele zu wahren, die von der 
EU angestrebt werden und die letztlich 
zur Scha�ung neuer Arbeitsplätze für 
europäische Bürgerinnen und Bürger 
führen sollen.

Ist der Wortlaut des Mandats 
ö�entlich zugänglich?
Das Mandat für die Verhandlungen, 
die im Rahmen der transatlantischen 
Handels- und Investitionspartnerscha� 
geführt werden (THIP-Verhandlungen) 
gilt nach wie vor als Verschlusssache. 
Dies ist nötig, damit die Interessen 
der EU und die Aussichten auf ein zu-
friedenstellendes Ergebnis gewahrt 
bleiben. Niemand legt seine Karten 
von Anfang an o�en auf den Tisch und 
gibt seinem Verhandlungspartner seine 
ganze Strategie preis. Auch die EU tut 
dies nicht. Die Europäische Kommissi-
on ist indessen bemüht, die Verhand-
lungen für die Bürgerinnen und Bürger 
Europas so transparent wie möglich zu 
führen.

1	 Gibt den Standpunkt der EU-Kommission 
wieder und basiert auf dem MEMO: 
»Mitgliedstaaten billigen bilaterale Handels- 
und Investitionsverhandlungen zwischen der 
EU und den USA.« European Commission�� 
MEMO/13/564 15/06/2013.

Die Generaldirektion Handel hat in ihrem 
Internet-Au�ritt eine Sonderseite über 
die TTIP-Verhandlungen eingerichtet, die 
regelmäßig aktualisiert werden wird:  
http://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/
ttip/
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Bilaterale 
Freihandelsabkommen 
auf dem Vormarsch 
Aktuelle Entwicklungen der europäischen 
Handelspolitik

Die�EU�Kommission�treibt�die 
bilaterale Handelsagenda mit 
aller Kra� voran. Welche Ab-

kommen werden gerade verhandelt 
und was sind die zentralen Probleme? 

Freihandelsabkommen mit den 
USA (TTIP-Transatlantic Trade and 
Investment Partnership)
Die Zollbarrieren zwischen beiden 
»Handelsgroßmächten« sind bereits 
sehr niedrig � in den Verhandlungen 
sollen deshalb vor allen Dingen die re-
gulatorischen Hindernisse abgescha� 
und Standards angeglichen werden. Es 
kann also passieren, dass Fleisch von 
hormonell behandelten Tieren und 
gentechnisch veränderte Lebensmit-
tel leichter in die EU eingeführt werden 
können und Verbote oder Moratorien 
gegen das hochgefährliche Fracking 
erschwert werden. 

Die Kommission begründet das TTIP 
mit einem zu erwartenden Wachstums-
schub. Die Annahmen von 0,5 Prozent 
Wachstum des Bruttonationaleinkom-

mens pro Jahr sind jedoch unglaublich 
überzogen. Beide Wirtscha�sräume 
stellen ähnliche Güter her, so dass kein 
massiver Handelsaufschwung zu erwar-
ten ist. Außerdem stellt sich die Frage, 
wer inmitten von Wirtscha�skrisen die 
Produkte kaufen soll. 

Die Kommission will mit TTIP glo-
bale Handelsstandards setzen � von 
Produktsicherheit, VerbraucherInnen-
schutz, technischen Standards (zum 
Beispiel für Medizin oder Internet) 
und Nahrungssicherheit zu Finanz-
dienstleistungen und so weiter. Die 
TTIP-Verhandlungen umgehen dabei 
bereits statt�ndenden Verhandlungen 
für Handelsstandards auf internationa-
ler Ebene. Das TTIP wird demnach nicht 
nur Auswirkungen auf die EU und die 
USA haben, sondern auch auf die Stan-
dardsetzung aller zukün�igen Handels-
abkommen. Wir Grüne haben starke 
Bedenken, dass mit TTIP Verbrauche-
rInnenschutz und Umweltschutz unter 
die Räder kommt. Einem Abkommen, 
dass beispielsweise Gentechnik oder 

Chlorhühnchen erlaubt oder die Rech-
te von InvestorInnen über die Gestal-
tungsfähigkeit der Parlamente stellt, 
können wir nicht zustimmen.

Nächste Schritte:  Verhandlungsrunden 
im Oktober in Brüssel und im Dezember 
in Washington.

Abkommen zum Handel mit 
Dienstleistungen (TISA-Trade in 
Services Agreement)
TiSA ist eines der wichtigsten der-
zeit verhandelten Abkommen neben 
dem TTIP. Mit dem Abkommen sollen 
nationale Dienstleistungsmärkte für 
ausländische InvestorInnen geö�net 
werden. Nicht nur die Gefahr der Li-
beralisierung ö�entlicher Güter wie 
Abfallentsorgung, Bildung und Ge-
sundheit oder anderer Dienstleistun-
gen wie Datenschutz ist problematisch. 
Das Abkommen wird zudem außerhalb 
der Welthandelsorganisation (WHO) 
verhandelt und ebnet somit den Weg 
für zukün�ige plurilaterale statt multi-
laterale Abkommen.

Die 21 Verhandlerstaaten, die sich 
selbst »sehr gute Dienstleistungs-
freundInnen« (Really Good Friends of 
Services � RGF) nennen, wollen sich 
auf weitere Standards im Handel mit 
Dienstleistungen einigen. Bislang ist 
dieser im Generelles Abkommen zum 
Handel mit Dienstleistungen (Gene-
ral Agreement on Trade in Services � 
GATS) geregelt, ein Grundlagendoku-
ment der WHO. Weil die Reform des 
GATS derzeit nicht vorangeht, wollen 
die 21 Staaten TiSA außerhalb der Welt-
handelsorganisation durchdrücken. Die 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, In-
dien, China und Südafrika) sind aller-
dings gegen jegliche Verhandlungen 
außerhalb der WHO. 

TiSA wird den Handel mit Dienst-
leistungen viel weitergehend als das 
GATS liberalisieren. Anders als im 
GATS sollen sich die teilnehmenden 
Staaten nicht mehr zur Liberalisierung 
spezi�scher Subsektoren mittels einer 
»Positivliste« verp�ichten, sondern nur 
die explizit nicht zur Liberalisierung 
frei gegebenen Dienstleistungen aus-
schließen. Diese »Negativliste« bedeu-
tet, dass alles, was nicht auf der Lis-
te steht, liberalisiert wird! Mit der so 
genannten »Stillhalteklausel« können 
Staaten den Status der Liberalisierung 
der genannten Sektoren beibehalten, 
aber nicht wieder stärker regulieren. 
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leistung liberalisiert wurde, sie nicht 
wieder reguliert werden kann (»Rat-
chet Clause«).

Wir Grüne wollen TiSA stoppen.

Nächste Schritte: Zwei Verhandlungs-
runden fanden bereits statt, die Daten 
für die nächsten Runden sind uns nicht 
bekannt. 

Freihandelsabkommen mit Indien
Die EU verhandelt bereits seit 2007 mit 
dem größten Markt im südlichen Asien 
über ein Abkommen. Fällt nun Indien 
wie geplant aus dem Präferenzsystem 
heraus, kann es seine Waren nicht mehr 
zu reduzierten Zöllen in die EU einfüh-
ren. Der Druck auf Indien, das Freihan-
delsabkommen zügig abzuschließen, 
steigt damit.

Tritt das Abkommen wie geplant in 
Kra�, würde einer der größten Libera-
lisierungsschübe der letzten Zeit ein-
geleitet, und das für einen Raum von 
zusammen fast 1,8 Milliarden Menschen. 
Die Erwartungen an das Abkommen 
sind hoch auf der Befürworterseite. 
Die indische Regierung verspricht sich 
einen leichteren Zugang zum europä-
ischen Arbeitsmarkt, vor allem im IT-
Bereich. Die EU-Kommission und die 
europäische Wirtscha� freuen sich auf 
einen riesigen Markt für Autos im ge-
hobenen Segment, Wein, Spirituosen 
und Agrarprodukte, und vor allem ver-
besserte Niederlassungsrechte � Ge-
winntransferfreiheit eingeschlossen. 
Die europäischen Supermarktkonzerne 
stehen schon in den Startlöchern. 

Doch die Gewinne werden sich sehr 
ungleich verteilen. Obwohl Indien hohe 
Wachstumsraten aufweist, sind die bei-
den »Partner« doch höchst verschieden. 
In Indien leben immer noch die meisten 
Armen der Welt � über 50 Prozent der 
Bevölkerung lebt von weniger als zwei 
US Dollar am Tag. Die Wirtscha�s- und 
Beschä�igungsstruktur ist in beiden 
Regionen kaum zu vergleichen. So gibt 
es in Indien über 350 Millionen Men-
schen, die im informellen Sektor arbei-
ten und 83 Prozent Kleinbäuerinnen 
und -bauern. Die europäische Indust-
rieproduktion ist viel stärker entwickelt. 
Hier springt einem schon ins Auge, dass 
sich eine umfassende Liberalisierung � 
rund 90 Prozent aller Zolllinien wird 
angestrebt � unterschiedlich auf die 
Bevölkerung der EU und Indiens aus-
wirken wird.

Ein Spezi�kum in diesen Verhandlun-
gen ist Indiens Rolle als Apotheke der 
Welt. 80 Prozent der globalen Gene-
rika werden in Indien hergestellt und 
dann in andere Entwicklungsländer 
� vornehmlich Afrika � exportiert. Vor 
allen Dingen arme Menschen, die mit 
HIV/Aids in�ziert sind oder an Malaria 
oder Tuberkulose leiden, sind auf die 
niedrigen Preise solcher medizinischen 
Nachahmerprodukte angewiesen. Eu-
ropäische Pharmakonzerne drängen in 
den Verhandlungen auf hohe Schutz-
standards bei geistigem Eigentum; 
dies jedoch birgt ernstha�e Gefahren 
für die Generikaproduktion in Indien. 
Das ist alles andere als fairer Handel 
und wir werden dem Abkommen nicht 
zustimmen.

Nächste Schritte: Die Verhandlungen 
stocken gerade und es ist möglich, dass 
vor den indischen Wahlen nicht mehr 
viel passiert. 

Mercosur
Die Generaldirektion Handel hat keine 
Anfrage seitens Brasiliens bekommen, 
dass sie nun alleine ein Freihandelsab-
kommen mit der EU angehen wollen. 
Es gibt derzeit kaum Bewegung bei 
Mercosur. Dass sich das ändert ist un-
wahrscheinlich, nächstes Jahr Wahlen 
in Brasilien, Argentinien und Uruguay 
statt�nden. 

Kanada
Das sogenannte CETA (Comprehen-
sive Economic and Trade Agreement) 
zwischen Kanada und der EU wird seit 
2009 verhandelt. Vom 23. bis 27. Sep-
tember �ndet die nächste Verhand-
lungsrunde statt. 

China
Das Mandat zum Investitionsabkommen 
mit China wird der Europäische Rat im 
Oktober 2013 erteilen. 

Japan 
Die Verhandlungen zwischen der EU 
und Japan haben im März 2013 begon-
nen, bisher gab es zwei Verhandlungs-
runden und die dritte Verhandlungs-
runde wird vom 21. bis 25. Oktober in 
Brüssel statt�nden.

ASEAN
Die EU hat im Mai 2013 die Verhandlun-
gen mit Thailand begonnen. Thailand 
ist das vierte Land der ASEAN-Region, 

das nun bilaterale Verhandlungen mit 
der EU begonnen hat, nachdem die 
ASEAN-EU-Verhandlungen vor einigen 
Jahren ins Stocken geraten sind. 

Die fün�e Verhandlungsrunde für 
ein Freihandelsabkommen mit Vietnam 
wird in der Woche des 4. November 
statt�nden und die EU führt auch ihre 
Gespräche mit Malaysia fort.

Der Verhandlungsprozess mit Sin-
gapur wurde im Dezember 2012 erfolg-
reich abgeschlossen.

Wirtscha�spartnerscha�s-
abkommen (WPAs)
Trotz anhaltender Widerstände in den 
Ländern Afrikas, der Karibik und im Pa-
zi�k (AKP-Länder) drängt die Kommissi-
on auf Abschluss der WPAs. Das Euro-
paparlament hat dieses Jahr gegen die 
Stimmen der Grünen der Rati�zierung 
des Interimsabkommens mit Kamerun 
� herausgebrochen aus der Zentralafri-
kanischen Region � zugestimmt. Ebenso 
hat das Parlament gegen unseren Wi-
derstand der Rati�zierung des Interim 
WPA mit Südostafrika zugestimmt. 
Gleichzeitig konnten wir uns gegen 
eine große Mehrheit des Europäischen 
Parlaments nicht damit durchsetzen, 
die Übergangsregelung für verbes-
serten Marktzugang (MAR) für AKP-
Länder zu verlängern. Sie läu� Mitte 
2014 aus und die AKP-Länder fallen 
auf die üblichen Zollstandards zurück 
wenn sie die WPAs nicht unterschrei-
ben. Wir fordern immer wieder, einen 
Re�exionsprozess in der EU zu starten 
und die gesamte Herangehensweise an 
die WPAs zu überdenken � bisher leider 
vergeblich.

Nächste Schritte:  Seit kurzem wer-
den keine Interimsabkommen mehr 
verhandelt und nur noch volle WPAs 
angestrebt, weil jetzt durch Auslaufen 
von MAR der Druck auf die AKP-Län-
der erhöht wurde. Die Abkommen mit 
Westafrika, der Ostafrikanischen Ge-
meinscha� und der südafrikanischen 
Entwicklungsgemeinscha� stehen noch 
aus. 

 

 

 

  Ska Keller 

Die Autorin ist grüne Europaabgeordnete 
und befasst sich mit Handels- und 
Entwicklungsfragen. Wer monatliche Infos 
zu europäischer Handelspolitik erhalten will, 
kann an franziska.keller@europarl.europa.eu 
schreiben.
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Eine 
transatlantische 
Verfassung der 
Konzerne
Investitionsschutz im EU-USA 
Freihandelsabkommen würde politische 
Gestaltungsräume dramatisch einschränken

Die EU-Kommission möchte im Freihandelsabkommen zwischen der EU und 
den USA (Transatlantic Trade and Investment Partnership � TTIP) weitreichen-
de Rechte für ausländische Investoren verankern. Schon heute nutzen Konzerne 
entsprechende Rechte, um weltweit Politik zum Schutz des ö�entlichen Inter-
esses anzugreifen und astronomische Schadensersatzsummen einzuklagen. Auf 
beiden Seiten des Atlantiks machen zivilgesellscha�liche Gruppen gegen die 
geplante transatlantische Verfassung der Konzerne mobil.

Schon�heute�garantieren�welt-
weit über 3.000 internationale In-
vestitionsabkommen Konzernen 

weitreichende Klagerechte in einem pa-
rallelen, internationalen Rechtssystem. 
Die Abkommen ermöglichen es auslän-
dischen Investoren, gegen jede Politik 
im Gaststaat zu klagen, die ihre Eigen-
tumstitel und die geplanten Gewinne 
aus ihren Investitionen bedroht� � sei 
es wegen Gesundheits- und Umwelt-
schutzau�agen oder durch eine Sozial- 
und Wirtscha�spolitik, die ihre unter-
nehmerischen Freiheiten beschränkt.

So verklagt beispielsweise der Ener-
giekonzern Vattenfall derzeit die Bun-
desrepublik Deutschland, weil ihm der 
Atomausstieg nicht passt. In Australien 
und Uruguay geht Philip Morris gegen 
Warnhinweise vor den gesundheitli-
chen Folgen des Rauchens auf Ziga-
rettenpackungen vor. Der kanadische 
Öl- und Gaskonzern Lone Pine verklagt 
über eine US-Niederlassung seine ei-
gene Regierung, weil die Provinz Que-
bec aufgrund von Umweltrisiken bei 
der Gasförderung ein Moratorium für 
die als Fracking bekannte Tiefenbohr-

technik erlassen hat. Und der Ölmulti 
Chevron grei� auf Basis eines Investi-
tionsabkommens ein ecuadorianisches 
Gerichtsurteil an, das ihn zur Zahlung 
von 18 Milliarden US Dollar Schadenser-
satz wegen massiver Umweltzerstörung 
im ecuadorianischen Amazonas-Gebiet 
verdonnert hat.

Ein paralleles Rechtssystem
Bis Ende 2012 gab es mindestens 514 
solcher Investor-Staat-Klagen, die 
Dunkelzi�er dür�e höher liegen, die 
Tendenz ist steigend. Die Verfahren 
laufen vor internationalen Schiedsge-
richten, die in der Regel aus drei von 
den Streitparteien benannten Privat-
personen bestehen. Meist �nden sie 
hinter verschlossenen Türen statt, in 
irgendeinem Hotelzimmer in London, 
Paris oder Washington. Die Schieds-
sprüche sind bindend, eine Revision 
ist nicht möglich�� und das, obwohl es 
aufgrund zahlreicher Interessenskon-
�ikte weit verbreitete Zweifel an der 
Unabhängigkeit der SchiedsrichterIn-
nen gibt.

Die Gefahren für ö�entliche Haus-
halte und demokratische Politik liegen 
auf der Hand: Investor-Staat-Klagen 
können Entschädigungszahlungen in 
Milliardenhöhe nach sich ziehen. So 
möchte Vattenfall von der Bundesregie-
rung beispielsweise mit 3,7 Milliarden 
Euro für den Atomausstieg entschä-
digt werden. Gewinneinbußen einzel-
ner Unternehmen, die durch politische 
Reformen verursacht sind, werden auf 
diese Weise sozialisiert�� selbst wenn 
die Regulierungen zum Schutz des Ge-
meinwohls notwendig sind.

Häu�g reicht allein die Androhung 
einer Klage, um geplante Gesetze abzu-
würgen oder zu verwässern. Fünf Jahre 
nach Inkra�treten des Freihandelsab-
kommens zwischen Mexiko, Kanada und 
den USA (North American Free Trade 
Agreement�� NAFTA) beschrieb ein ka-
nadischer Regierungsbeamter dessen 
Auswirkungen wie folgt: »Bei beinahe 
jeder neuen umweltpolitischen Maß-
nahme gab es von Kanzleien aus New 
York und Washington Briefe an die ka-
nadische Regierung. Da ging es um che-
mische Reinigung, Medikamente, Pes-
tizide, Patentrecht. Nahezu jede neue 
Initiative wurde ins Visier genommen, 
und die meisten haben nie das Licht der 
Welt erblickt.« � Tatsächlich nutzen Un-
ternehmen internationales Investitions-
recht heute immer häu�ger als Wa�e 
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um strengere Regulierungen zu ver-
hindern.

Demokratie in die Schranken weisen
Letzten Endes geht es beim Investo-
renschutz darum, die Demokratie in 
ihre Schranken zu verweisen. Zwei 
Mitarbeiter von Milbank, einer der 
führenden Kanzleien im internationa-
len Investitionsrecht, haben das jüngst 
in einem Artikel für eine Fachzeitschri� 
deutlich ausgesprochen: »Unerwünsch-
te Maßnahmen von Regierungen gibt 
es nicht nur im Rahmen autokratischer 
Herrscha�. Der Populismus, den Demo-
kratien mit sich bringen können, ist o� 
Katalysator für solche Aktionen.« � Kein 
Wunder, dass Länder wie Argentinien, 
Venezuela und Ecuador, die nach he�i-
gen sozialen Kämpfen Privatisierungen 
zurückgenommen und Unternehmen 
verstaatlicht haben, zu den Ländern 
gehören, die am häu�gsten vor Inves-
titionsschiedsgerichte gezerrt werden.

Globalisierungskritische Wissen-
scha�lerInnen sehen internationale 
Investitionsabkommen daher als Instru-
ment zur Durchsetzung transnationaler 
Kapitalinteressen gegen Regulierun-
gen, Umverteilung und gegenhegemo-
niale Krä�e, und als Teil des sogenann-
ten neuen Konstitutionalismus� � also 
politisch-rechtlicher Strukturen, die 
den Neoliberalismus und bestehende 
Eigentumsverhältnisse durch die Ein-
schränkung staatlicher Interventions- 
und demokratischer Kontrollmöglich-
keiten quasi konstitutionell absichern.

Konzernlobby für mehr 
Konzernrechte im TTIP
Diese quasi-konstitutionellen Konzern-
klagerechte sollen nun auch im geplan-
ten EU-USA-Freihandelsabkommen 
verankert werden. Da bereits heute 
mehr als die Häl�e der ausländischen 
Direktinvestitionen in den USA und in 
der EU von der jeweils anderen Seite 
des Atlantiks kommt, wird deutlich, 
welch wirksames Instrument dem 
transnational agierenden Kapital damit 
in die Hand gegeben würde, von den 
zigtausend Niederlassungen europäi-
scher Konzerne in den USA und denen 
ihrer US-Pendants in der EU ganz zu 
schweigen. Ein EU-USA-Investitions-
schutzabkommen würde ihnen weit-
reichende Möglichkeiten einräumen, 
auch gegen ihre eigenen Regierungen 
vorzugehen.

Kein Wunder, dass Unternehmer-
verbände wie der europäische Arbeit-
geberverband BusinessEurope und 
die American Chamber of Commerce 
für einen weitreichenden Investitions-
schutz im geplanten transatlantischen 
Freihandelsabkommen mobil machen. 
Das tut auch der US-Energie-Konzern 
Chevron, er hat seinen kompletten 
Beitrag für die US-Konsultation bei den 
Verhandlungen dem Investitionsschutz 
gewidmet: »einem der global wichtigs-
ten Themen für uns«. 

Chevron möchte »den größtmög-
lichen Schutz« vor regulatorischen 
Eingri�en, um »die Risiken von groß-
angelegten, kapitalintensiven und lang-
fristigen Energieprojekten zu mindern«, 
zum Beispiel bei der Gewinnung von 
Schiefergas durch »fracking«. Aufgrund 
der Gefahren für Mensch und Umwelt 
und des wachsenden Widerstands von 
BürgerInnen haben zahlreiche EU-Re-
gierungen Moratorien beziehungswei-
se strikte Regulierungen für die umstrit-
tene Technologie erlassen. Genau diese 
Moratorien und Regulierungen könnten 
Chevron & Co. über weitreichende In-
vestitionsschutzklauseln in einem zu-
kün�igen EU-USA-Freihandelsabkom-
men jedoch angreifen.

Auch die Rechtsbranche lobbyiert 
für weitreichende Investorenrechte 
im TTIP. Bei Stundenlöhnen von bis 
zu 1000 US-Dollar und Rechtskosten 
von durchschnittlich acht Millionen 
US-Dollar pro Verfahren sind Investor-
Staat-Klagen ein lukratives Geschä� für 
Kanzleien. Die Marktführer kommen 
schon heute aus den USA und der EU. 
Weltweit betreiben diese Kanzleien Ak-
quise, um Investoren zu Klagen gegen 
Staaten zu motivieren, beispielsweise 
gegen die Umschuldungspolitik in Grie-
chenland. Ein Investitionsschutzkapitel 
im TTIP würde ihr Geschä�sfeld massiv 
ausweiten. 

Widerstand gegen die 
antidemokratische neoliberale 
Zwangsjacke
Doch noch ist es nicht so weit. Die 
Verhandlungen zwischen der EU und 
den USA stehen erst am Anfang. Und 
der Widerstand gegen die exzessiven 
Investorenrechte wächst. Ob Umwelt-
organisationen, OnlineaktivistInnen, 
Gewerkscha�en oder VerbraucherIn-
nenschutz-Organisationen� � der Teil 
der Zivilgesellscha�, der sich kritisch 
mit dem TTIP auseinandersetzt, hat 

sich ausnahmslos gegen Investor-Staat-
Klagerechte ausgesprochen, und zwar 
auf beiden Seiten des Atlantiks. Euro-
paabgeordnete von SPD, Grünen und 
der Linken sind ebenfalls dagegen. Und 
als der US-Kongressabgeordnete Alan 
Grayson sich in einem ö�entlichen Auf-
ruf gegen die Investor-Staat-Schiedsge-
richtsbarkeit wand, schlossen sich bin-
nen 24 Stunden zehntausend wütende 
US-BürgerInnen seinem Protest an.

Es gibt daher noch Chancen, das ge-
plante Freihandelsabkommen und das 
Kapitel zum Investitionsschutz als das 
zu entlarven, was es ist: eine antidemo-
kratische neoliberale Zwangsjacke. Vor 
15 Jahren hat diese »Dracula-Strategie« 
schon einmal zum Erfolg geführt: Ende 
der neunziger Jahre hatte die globali-
sierungskritische Bewegung den weit-
gehend unbekannten MAI-Vertrag ans 
Licht der Ö�entlichkeit gezerrt, ein 
Investitionsabkommen, das im Rahmen 
der OECD verhandelt wurde. Einem 
Vampir gleich überlebte es nicht lan-
ge. Im Oktober 1998, vor genau 15 Jah-
ren, ließ Frankreich die Verhandlungen 
platzen. Auf beiden Seiten des Atlantiks 
werden Gewerkscha�en und soziale 
Bewegungen alles daran setzen, dass 
sich dieser Teil der Geschichte wieder-
holt.

 

 

 

  Pia Eberhardt

Pia Eberhardt arbeitet bei der lobbykritischen 
Organisation Corporate Europe Observatory 
(CEO, www.corporateeurope.org). Sie ist Autorin 
der englischsprachigen Studie »A transatlantic 
corporate bill of rights«, auf der dieser Text 
beruht. 

1	 Zitiert nach Greider William, The Right and 
US Trade Law. Invalidating the 20 Century, 
in: »The Nation«, 15.10.2001. Übersetzung 
durch die Autorin.

2	 Michal Nolan und Teddy Baldwin, 
Minimising Risk in the Fact of Government 
Action, in: »Project Finance International«, 
16.5.2012, S. 47–49. Übersetzung durch die 
Autorin.
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Verhandlungen mit 
Augenmaß
Ein plurilaterales Abkommen über 
Dienstleistungen

Mit dem Ziel, den Stillstand der Doha-Verhandlungen zu überbrücken, hat sich 
eine Reihe von WTO-Mitgliedern dazu entschlossen, in Verhandlungen über 
ein plurilaterales Abkommen über Dienstleistungen (plurilateral Trade in Servi-
ces Agreement‘�– TISA) einzutreten. Gerade die EU hat aufgrund ihres starken 
Dienstleistungssektors ein großes Interesse am Abbau von bestehenden Han-
delshemmnissen im Dienstleistungsbereich. Jedoch sind die Verhandlungen mit 
Vorsicht zu genießen. Dieses Abkommen darf kein Sargnagel für die Reform der 
WTO und das multilaterale Handelssystem werden. Ebenso müssen ö�entliche 
Dienstleistungen geschützt werden und der Besitzstand der Europäischen Union 
kein Opfer des Freihandels werden.

Dienstleistungen� waren�
Teil� der Verhandlungen der 
Uruguay-Runde, die 1995 zum 

Inkra�treten des Allgemeinen Überein-
kommens über den Handel mit Dienst-
leistungen (General Agreement on 
Trade in Services�� GATS) führte. Doch 

schon bald verlangten neue Kommuni-
kationstechnologien, veränderte Ge-
schä�spraktiken und die tiefere globale 
Vernetzung nach neuen internationalen 
Regeln des Marktzugangs für Dienst-
leistungen. Das GATS-Abkommen ist 
nicht mehr in der Lage, die heutigen 

Hindernisse für den Handel mit Dienst-
leistungen abzubilden. Ein wichtiges 
Ziel der 2001 begonnenen Doha-Runde 
war es deshalb auch, der wachsenden 
Bedeutung dieses Sektors Rechnung 
zu tragen und universelle Regeln für 
den Handel mit Dienstleistungen zu 
entwerfen, die den Verhältnissen des 
21. Jahrhunderts gerecht werden. 

Der relativ unproblematische Dienst-
leistungsbereich wurde in den Doha-
Verhandlungen jedoch schnell von den 
Kon�ikten im Agrar- und Industriegü-
terbereich in Geiselha� genommen. 
Der Stillstand der Doha-Verhandlungen, 
der sich während der 8. WTO Minister-
konferenz im Dezember 2011 manifes-
tierte, führte in der Folge leider zu einer 
Ausbreitung bilateraler und plurilatera-
ler Handelsabkommen, die regelmäßig 
auch den Dienstleistungssektor mit ein-
beziehen. Auch die EU verhandelt mo-
mentan ehrgeizige Freihandelsabkom-
men mit Indien, den USA oder Japan, 
die allesamt die Verhandlungen über 
den Abbau von Handelshemmnissen 
im Dienstleistungsbereich mit einschlie-
ßen. Die geplanten Verhandlungen 
über ein plurilaterales Abkommen über 
Dienstleistungen, angetrieben von der 
sogenannten Gruppe der Really Good 
Friends of Services innerhalb der WTO, 
ist dabei die jüngste und umfassendste 
Initiative für ein neues internationales 
Regelwerk für den Handel mit Dienst-
leistungen.

Die Interessen der EU
Die Bedeutung des eigenen Dienstleis-
tungssektors ist für die EU immens. Mit 
einem erheblichen Anteil des in der EU 
erwirtscha�eten Bruttoinlandsprodukts 
ist dieser Sektor ein großer Stützpfeiler 
der europäischen Wirtscha�. Fast drei 
Viertel der Arbeitsplätze in der EU ent-
fallen auf den Dienstleistungsbereich. 
Zudem machten im Jahr 2011 Dienstleis-
tungen 28 Prozent aller EU-Ausfuhren 
aus. Dies macht die EU zum weltweit 
größten Exporteur von Dienstleistun-
gen. Es ist somit unverkennbar, dass 
dieser Sektor für die Erhaltung und Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
EU von entscheidender Bedeutung ist. 

Momentan wollen sich neben der 
EU 21 WTO-Mitglieder den TISA-Ver-
handlungen anschließen. Bei diesen 
Ländern handelt es sich zum Großteil 
um OECD-Staaten, auf die 70 Prozent 
des länderübergreifenden Handels mit 
Dienstleistungen weltweit und 58 Pro-
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Dienstleistungen entfallen. Wenn man 
bedenkt, dass bestehenden Handels-
barrieren in diesen Ländern 60 Pro-
zent der globalen Kosten des Handels 
mit Dienstleistungen zugeschrieben 
werden, dann wird das starke Inter-
esse der EU an der Reduzierung und 
der Abscha�ung von Handelsbarrieren 
durch TISA o�ensichtlich. Die europäi-
sche Industrie, vor allem aus den Berei-
chen Unternehmensdienstleistungen, 
Finanz- und Rechtsdienstleistungen, 
See- und Lu�verkehr, Umweltdienst-
leistungen und Bauwesen verlangt 
deshalb schon lange nach einem sol-
chen Abkommen. Auch die Europäi-
sche Kommission verspricht sich durch 
TISA immense wirtscha�liche Vorteile 
und gilt als treibende Kra� hinter dem 
Abkommen. Die EU-Mitgliedstaaten 
ließen sich nicht lange bitten und ga-
ben bereits im März dieses Jahres der 
EU-Kommission ein entsprechendes 
Verhandlungsmandat.

Auswirkungen auf das multilaterale 
System der WTO
Die Ambitionen für ein ehrgeiziges plu-
rilaterales Dienstleistungsabkommen 
sind nachvollziehbar, aber was bedeu-
tet dies für die WTO insgesamt? Das 
multilaterale System des GATS und der 
WTO darf durch ein neues Abkommen 
auf keinen Fall in Frage gestellt werden. 
Der berechtigten Kritik an der WTO 
zum Trotz ist ihr multilaterales System 
nach wie vor der wirksamste Rahmen, in 
dem ein o�ener und freier Welthandel 
durchgeführt/erreicht werden kann. Ein 
elitäres »Superabkommen« für Dienst-
leistungen im Wettbewerb zu GATS 
könnte die Stagnierung in der WTO 
zementieren.

Es ist deshalb zu bedauern, dass an 
den TISA-Verhandlungen bisher kein 
BRICS-Land, kein Mitglied des Ver-
bandes Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) und kein Land Afrikas, der 
Karibik oder des pazi�schen Raumes 
teilnehmen und ihre Interessen einbrin-
gen konnte. Ein neues Abkommen muss 
deshalb eine Beitrittsklausel enthalten, 
die einen späteren fairen Beitritt zum 
Abkommen ermöglicht. Zudem sollte 
auch TISA weiterhin im Rahmen der 
WTO verankert sein. Die TISA-Ver-
handlungen müssen deshalb unter vol-
ler Transparenz statt�nden. Alle WTO-
Mitglieder müssen umfassend über die 
Verhandlungen unterrichtet werden. 

Dass die TISA-Verhandlungen bisher 
hinter sogar für das WTO-Sekretariat 
verschlossenen Türen statt�nden, ist 
Besorgnis erregend.

Vor allem aber sollten sich die Struk-
tur, die Prinzipien und Begri�sbestim-
mungen von TISA am GATS-Format 
orientieren. Dies würde eine spätere 
Ausdehnung von TISA auf alle WTO-
Mitglieder erleichtern. Auch das Euro-
päische Parlament hat deshalb von der 
Europäischen Kommission gefordert, 
sich in den Verhandlungen an den Prin-
zipien des GATS-Übereinkommens zu 
orientieren. Dies betri� den Ansatzes 
zur Inländerbehandlung, zum Markt-
zugang und eine Positivliste der zu li-
beralisierenden Dienstleistungen, um 
Schutz für Leistungen der ö�entlichen 
Daseinsvorsorge zu gewährleisten und 
ungezügelten Liberalisierungsdruck 
abzuwehren. Auch sollten die auf-
sichtsrechtlichen Ausnahmeregelun-
gen im GATS-Abkommen zum Vorbild 
genommen werden, um teilnehmenden 
Ländern die Regulierungshoheit über 
die Finanzmärkte und die Sicherung na-
tionaler Arbeits- und Sozialstandards zu 
garantieren. 

Fünf Forderungen an TISA
1.	 Ein kurzsichtiger Liberalisierungs-

wahn hätte nicht nur fatale Auswir-
kungen auf das multilaterale Handels-
system, sondern darüberhinaus auch 
auf die Bereitstellung von Dienstleis-
tungen von allgemeinem Interesse. 
Vor allem sensible Bereiche wie öf-
fentliche Gesundheit, Wasserversor-
gung, Bildung und soziale Dienste 
dürfen nicht Privatisierungsinteres-
sen geopfert werden. Alle Länder 
müssen in der Lage sein, ö�entliche 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse zu entwickeln, aufrecht zu 
erhalten und zu regulieren.

2.	 Der Besitzstand der EU darf durch 
TISA nicht ausgehebelt werden. Ge-
rade Bürgerrechte wie zum Beispiel 
der Datenschutz oder Umweltgeset-
ze und Normen dürfen nicht in Frage 
gestellt werden. Insbesondere darf 
TISA den in der EU neu erlassenen 
Maßnahmen zur Finanzmarktregulie-
rung nicht entgegenstehen.

3.	 Die Rechte von entsendeten Ar-
beitnehmern im Rahmen des Mode 
4 müssen geschützt werden. Es darf 
kein Lohndumping geben. Das nati-
onale Sozial- und Arbeitsrecht der 
EU-Mitgliedsländer sowie Tarifver-

einbarungen müssen ausnahmslos 
eingehalten werden.

4. 	Die Handlungsmöglichkeiten für 
andere Länder, gesetzliche Regelun-
gen im Bereich Soziales, Umwelt und 
Daseinsvorsorge zu tre�en, dürfen 
nicht unangemessen eingeschränkt 
werden.

5. 	Die Verhandlungen müssen unter 
voller Transparenz und unter parla-
mentarischer Kontrolle statt�nden. 
Die Unterrichtung des Europäischen 
Parlaments durch die Europäische 
Kommission ist dabei nicht nur eine 
nette Geste, sondern seit dem Ver-
trag von Lissabon eine rechtliche 
P�icht.

Die sozialdemokratische Fraktion 
wird ihre Zustimmung zu TISA im Euro-
päischen Parlament von der Einhaltung 
dieser Forderungen abhängig machen. 

 

 

 

  Bernd Lange 

Der Autor ist handelspolitischer Sprecher der 
sozialdemokratischen Fraktion im Europäischen 
Parlament.
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Neue 
Entwicklungsagenda 
darf alte Fehler nicht 
wiederholen
Wo bleiben Umwelt und Nachhaltigkeit in den 
Zielen für eine nachhaltige Entwicklung?

Die Vorschläge für mögliche Ziele in einer Post-2015-Entwicklungsagenda lau-
fen auf Hochtouren. Die zwei wichtigsten Dokumente auf UN-Ebene sind dabei 
sicherlich der im Mai diesen Jahres erschienene Bericht des High Level Panel 
of Eminent Persons (HLP), welcher von einer Gruppe ausgewählter Mitglieder 
aus Zivilgesellscha� und Regierungen sowie dem privaten Sektor erstellt wur-
de, und der Bericht des UN-Generalsekretärs mit dem Titel »A Life of Dignity 
for All« vom August. Auch die internationale Zivilgesellscha� und Forschungs-
einrichtungen verö�entlichten zahlreiche Beobachtungen und Anregungen zur 
Scha�ung neuer Entwicklungsziele nach 2015. Trotz unterschiedlichster Schwer-
punktlegung haben sie doch alle eines gemeinsam: Umwelt und Nachhaltigkeit 
kommen deutlich zu kurz.

Die� Frist� für� die Umsetzung 
der Millenniumsentwicklungs-
ziele (Millennium Development 

Goals - MDGs) läu� im Jahr 2015 aus, 
weshalb derzeit auf UN-Ebene eine 
neue Entwicklungsagenda für die Zeit 
danach verfasst wird. Neben der Dis-
kussion um neue MDGs sind darin au-
ßerdem die auf der Rio+20-Konferenz 
im letzten Jahr beschlossen Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung (Sustai-
nable Development Goals�� SDGs) ein-
geschlossen. Sie sollen Entwicklungs-, 
Umwelt- und Nachhaltigkeitsfragen in 
einer Weise verbinden, wie es die be-
stehenden MDGs nicht konnten. Denn 
die MDGs haben gerade im Umweltbe-
reich einige blinde Flecken. Das einzige 
Umweltziel (MDG 7) umfasst lediglich 
die Integration der Prinzipien nachhal-
tiger Entwicklung in nationale Politiken, 
eine signi�kante Verringerung von Bio-
diversitätsverlusten, die Halbierung 
der weltweiten Anzahl von Menschen 
ohne Zugang zu sicherem Trinkwasser 
und sanitären Einrichtungen und eine 
deutliche Verbesserung des Lebens 
von Slumbewohnenden. Grundlegen-
de Fragen zum Zusammenhang zwi-
schen dem nachhaltigen Umgang mit 
und Schutz von natürlichen Ressourcen 
und Entwicklung werden nicht gestellt. 

Chance Fehler zu beheben
Die Debatte um neue Ziele bietet nun 
die Chance, alte Fehler zu beheben. In 
vielen anderen Bereichen ist dies auch 
schon mit Bravour angegangen worden. 
Aspekte wie eine Reform der Global 
Governance, Demokratie und Men-
schenrechte, soziale Gerechtigkeit so-
wie Frieden und Sicherheit, die von den 
MDGs nur angerissen oder gar nicht 
behandelt worden sind, sind in teilweise 
schon sehr konkreten Zielverschlägen 
von der internationalen Gemeinscha� 
diskutiert worden. Vorschläge für Um-
welt- und Nachhaltigkeitsziele sind zwar 
ebenfalls vorhanden, häu�g gehen die-
se allerdings bei weitem nicht genug in 
die Tiefe. 

Die Vorschläge des HLP umfassen 
beispielsweise im Großen und Ganzen 
unkonkrete Vorschläge für umwelt-
freundliches Haushalten von Regie-
rungen, Schutz von Ökosystemen und 
Biodiversität, Verringerung des Wald-
verlustes und Verringerung von Bo-
dendegradation.� Der Generalsekretär 
wird in seinem Bericht sogar noch un-
genauer und schreibt, für nachhaltige 
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Entwicklung sei das Management der 
natürlichen Ressourcen wie Fischerei, 
Wälder, Frischwasserressourcen, Mee-
re und Böden essentiell und weist auf 
die Notwendigkeit eines umsetzbaren 
Klimaabkommens hin.� Planetarische 
Grenzen�, die eigentlich den Rahmen 
für jegliche Entwicklung bilden sollten, 
�nden in vielen der wichtigsten bisher 
erschienenen UN-Dokumente so gut 
wie gar keine Erwähnung. Der HLP-
Bericht beschreibt die Grundlage der 
neuen Entwicklungsagenda lediglich als 
»people-centred and planet-sensitive« 
 
und im Bericht des Generalsekretärs 
heißt es nur, man müsse den Planeten 
auf einen nachhaltigen Kurs bringen, 
bevor es zu spät sei. � Vielleicht liegt die 
Ungenauigkeit dieser Texte aber auch 
darin, dass sie noch zu sehr in der alten 
MDG-Logik denken. Tatsächlich verant-
wortlich für die Ausarbeitung der SDGs 
ist deswegen schlussendlich auch die in 
Rio+20 ins Leben gerufene zwischen-
staatliche Open Working Group on Sus-
tainable Development Goals (OWG). 

Formulierung von Zielen wird nicht 
einfach
Diese o�ene Arbeitsgruppe wird es 
nicht leicht haben, am Ende ein Set 
an Zielen zu entwerfen, mit denen alle 
zufrieden sind. Zwar sollen die SDGs 
laut dem Abschlussdokument des 
Rio+20-Gipfels »prägnant und leicht zu 
kommunizieren, auf eine geringe An-
zahl beschränkt« � oder »zu tweeten« 
 
sein, wie es die Delegierten der OWG 
formulierten. Schon jetzt zeichnet sich 
aber ab, dass die Auswahl der endgül-
tigen SDGs angesichts der zahlreichen 
Vorschläge äußerst schwierig sein wird. 
Umso mehr besteht die Sorge, dass 
ohne konkrete Vorschläge Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsziele zweitrangig 
zu werden drohen. Hinzu kommt, dass 
die neuen Ziele�� zu Recht�� unter Be-
rücksichtigung der gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortung nicht 
mehr alleinig für Entwicklungs- son-
dern für alle Länder gelten sollten. Es 
gilt also, die regionalen, nationalen und 
lokalen Unterschiede zwischen Staaten 
hinsichtlich ihrer sozialen Verfasstheit, 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
und ökologischen Verantwortung bei 
der Ausarbeitung von Zielen und Um-
setzungsstrategien zu berücksichtigen 
und trotzdem ein global gültiges Set 
an Zielen zu scha�en. Für die Formu-
lierung von Umwelt- und Nachhaltig-

keitszielen ist dies eine echte Heraus-
forderung. 

Umwelt und Entwicklung�– Hand in 
Hand
Erste Schritte sind allerdings schon ge-
setzt. In der internationalen Zivilgesell-
scha� sowie auf der UN-Ebene besteht 
zumindest die Einsicht, dass Entwick-
lung nicht länger ohne eine gesunde 
Umwelt möglich ist. Denn dauerha� 
erfolgreich kann nachhaltige Entwick-
lung eben nur dann sein, wenn sie die 
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, 
ohne zu riskieren, dass zukün�ige Ge-
nerationen dies nicht mehr können.	 
Die SDGs können dies nur erreichen, 
wenn sie eine Reihe von Grundsätzen 
berücksichtigen und in konkrete Ziele 
umsetzten. Dazu gehört, dass Entwick-
lung innerhalb planetarischer Grenzen 
ablaufen muss. Der Verlust von Ökosys-
temen muss gestoppt werden, mit Res-
sourcen wie Wasser, Boden, Holz, Lu� 
und Energie respektvoll und schonend 
umgegangen werden und ihre Nutzung 
sowie unsere Landwirtscha�, Fischerei, 
Waldwirtscha� und Bergbau innerhalb 
nachhaltiger und gerechter Strukturen 
ablaufen. Nachhaltige Produktions- 
und Konsummuster müssen unserem 
Wirtscha�en zugrunde liegen, fossile 
Energien nach und nach abgescha� 
und Treibhausgase extrem verringert 
werden. 

Wie geht es weiter?
Noch ist eigentlich alles o�en, wie die 
Ziele gestaltet werden könnten. Auf 
der Sondersitzung der UN-General-
versammlung zum Thema MDGs am 
25. September 2013 wurde zunächst 
eine Roadmap für die Weiterführung 
des MDG-SDG-Prozesses festgelegt. 
Wichtigste UN-Akteure sind außerdem 
die OWG, die an der konkreten Ausar-
beitung der Ziele arbeitet, und das neu 
gescha�ene High Level Political Forum, 
das die administrative Begleitung des 
Prozesses übernimmt. Auf diese beiden 
Institutionen sollte sich dann auch das 
Augenmerk richten. Und zwar ein scharf 
beobachtendes Auge. Denn obwohl in 
der OWG bisher überraschend o�en 
Querschnittsthemen wie Ernährungs-
sicherheit, nachhaltige Landwirtscha�, 
Deserti�kation und Landdegradation 
sowie Wassernutzung und sanitäre 
Einrichtungen diskutiert worden sind, 
sind das bei Weitem noch keine festen 
Entschlüsse. 

Wichtig ist es jetzt, dran zu bleiben. 
Nur wenn Entwicklung eng verbunden 
wird mit dem Schutz und der nachhal-
tigen Nutzung unserer Umwelt und 
nachhaltigem Wirtscha�en, kann sie 
Schwächen der MDGs e�ektiv ange-
hen. Konkrete Umwelt- und Nachhaltig-
keitsziele sind dafür unbedingt nötig. 
Das Forum Umwelt und Entwicklung 
arbeitet aus diesem Grund an einem 
Positionspapier mit Vorschlägen für 
solche Ziele für die Post-2015-Entwick-
lungsagenda.

 

 

 

  Marie-Luise Abshagen
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Die erste 
Alternative 
Rohstoffwoche
menschenGERECHT und umweltGERECHT!

Vom 12. bis 19. Oktober 2013 �ndet erstmals die bundesweite Alternative Roh-
sto�woche statt. Organisiert wird diese vom AK Rohsto�e, einem breiten Bünd-
nis von Menschenrechts-, Umwelt- und Entwicklungsorganisationen. Ziel dieser 
Woche ist es, auf die Auswirkungen des globalen Rohsto�onsums�– insbesonde-
re auf die Abbaubedingungen im globalen Süden�– aufmerksam zu machen und 
politische Veränderungen der deutschen Rohsto�politik einzufordern.

M ehr�als�dreißig�Organisati-
onen aus dem AK Rohsto�e�� 
darunter Brot für die Welt, 

Misereor, Oxfam Deutschland, Ger-
manwatch, PowerShi� und das Forum 
Umwelt und Entwicklung� � haben im 
September 2013 ein politisches Forde-
rungspapier mit dem Titel »Für eine de-
mokratische und global gerechte Roh-
sto�politik�� Handlungsempfehlungen 
deutscher Nichtregierungsorganisatio-
nen an Bundesregierung und Bundes-
tag« präsentiert. Zusammen mit dem 
Forderungspapier soll die Alternative 
Rohsto�woche auf die drei Kernforde-
rungen der deutschen Zivilgesellscha� 
hinweisen.

Rohsto�onsum senken
Für die Fertigung von Produkten mit 
dem Siegel »Made in Germany« kom-
men Rohsto�e aus der ganzen Welt, so 

ist die deutsche Industrie zum Beispiel 
bei der Weiterverarbeitung von primä-
ren Metallrohsto�en vollständig von Im-
porten abhängig. Unsere Lebens- und 
Konsumstile zusammen mit dem indus-
triellen Verbrauch führen dazu, dass 
der deutsche Ressourcenverbrauch 
mit momentan mehr als vierzig Tonnen 
pro Kopf und Jahr viel zu hoch ist. Um 
die ökologischen Grenzen des Planeten 
nicht zu überschreiten und einen glo-
bal gerechten Konsum zu ermöglichen, 
dür�e nach Einschätzungen von Wis-
senscha�lerinnen und Wissenscha�-
lern der durchschnittliche, jährliche 
Rohsto�verbrauch sechs Tonnen pro 
Kopf nicht überschreiten.

Die schwarz-gelbe Bundesregierung 
fokussiert sich bei der Senkung des 
Rohsto�onsums vor allem auf eine Er-
höhung der Ressourcenproduktivität. 
Die E�zienzsteigerungen alleine rei-

chen vor diesem Hintergrund jedoch 
nicht aus. Das haben die politischen Par-
teien im Schlussbericht der Enquete-
Kommission »Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität« anerkannt. Um einen 
global gerechten Rohsto�verbrauch 
innerhalb ökologischer Grenzen zu er-
reichen, sind absolute Reduktionsziele 
notwendig.

Ein Großteil des Ressourcenver-
brauchs steht im Zusammenhang mit 
den Sektoren Energie, Wohnen und 
Verkehr. Zur Verminderung der Aus-
wirkungen des Klimawandels und der 
Verringerung des Ressourcenver-
brauchs ist es dringend notwendig, 
den Ausstieg aus fossilen Energien zü-
gig voranzutreiben. Der AK Rohsto�e 
fordert daher einen zeitlich gesta�elten 
Ausstieg aus der Braun- und Steinkoh-
leverstromung, zum Beispiel durch ein 
Kohleausstiegsgesetz.

Im Rahmen der Alternativen Roh-
sto�woche werden die Auswirkungen 
des Abbaus und der Verstromung von 
fossilen Brennsto�en an unterschied-
lichsten Orten thematisiert. Schon in 
der Woche davor, am 10. Oktober jährt 
sich zum zehnten Mal der Beginn der 
Ölbohrungen im Tschad. An diesem 
Tag diskutiert die AG Tschad zusammen 
mit Brot für die Welt die Auswirkungen 
der Erdölförderung bei einem Seminar 
und zeigt über die gesamte Woche die 
Ausstellung »Öl-Biographien« in den 
Räumen von Brot für die Welt. 

Verschiedene Berliner Organisatio-
nen diskutieren auf Einladung von Pow-
erShi� am 15. Oktober unter dem Titel 
»(K)eine Zukun� mit fossilen Brennstof-
fen?« Berlins Energieversorgung aus 
entwicklungspolitischer Sicht. Auch die 
sich mit Kolumbien solidarisierenden 
Gruppen Berlins planen Veranstaltun-
gen zu den Auswirkungen des Kohleab-
baus in dem südamerikanischen Land.

Menschenrechtliche Sorgfaltsp�icht 
verankern
Der Abbau von Rohsto�en �ndet häu-
�g auf Kosten von Menschenrechten 
und Umwelt statt. Zu gering bleiben in 
vielen Ländern die Einnahmen aus den 
Rohsto�exporten für die Staatskassen, 
zu hoch die Kosten zur Beseitigung von 
Umweltschäden durch die Allgemein-
heit. Die Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger, und vor allem die lokalen 
Gemeinscha�en in den Abbauregionen 
pro�tieren kaum vom Rohsto�reichtum; 
o� erleiden sie die negativen Begleiter-
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